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Veranlasst durch den von der Bayerischen Staatsre-
gierung eingeleiteten Prozess, das Hochschul- und
Wissenschaftssystem in Bayern zu stärken (Optimie-
rungskonzept für die Bayerischen Hochschulen 2008
vom 9. August 2005), 

berücksichtigend, dass die Vertragspartner bereits
im Jahr 2000 wegen rückläufiger Studierendenzahlen
in der Evangelischen Theologie ein Strukturkonzept
zum Abbau von ca. 20 v.H. der Stellen an den bei-
den evangelisch-theologischen Fachbereichen der
Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg
und der Ludwig-Maximilians-Universität München 

verabschiedet und inzwischen weitgehend umgesetzt
haben,

getragen von der Bereitschaft, die Struktur von For-
schung und Lehre der Evangelischen Theologie den
Entwicklungen und Veränderungen an den Univer-
sitäten Bayerns im freundschaftlichen Geiste anzu-
passen, 

in der gemeinsamen Überzeugung, dass die Evange-
lische Theologie in ihrer Bedeutung für die Gesell-
schaft und für die Hochschulen in Bayern unverzicht-
bar ist und deshalb an den Universitäten auf Dauer in
ihrem Bestand erhalten werden muss, 

Zusatzprotokoll
zum Vertrag 

zwischen dem Bayerischen Staate 
und der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern 

vom 15. November 1924, 
zuletzt geändert durch Vertrag vom 20. November 1984

Der Landtag des Freistaates Bayern hat mit Be-
schluss vom 17. Juli 2007 dem am 14. März 2007 unter-
zeichneten Zusatzprotokoll zum Vertrag zwischen dem
Bayerischen Staate und der Evangelisch-Lutheri-
schen Kirche in Bayern vom 15. November 1924, zu-
letzt geändert durch Vertrag vom 20. November 1984,
zugestimmt. 

Das Zusatzprotokoll einschließlich der Anmerkun-
gen, die Bestandteil dieses Zusatzprotokolls sind, wird
nachstehend bekannt gemacht. Der Tag, an dem das
Zusatzprotokoll nach seinem Absatz (III) in Kraft tritt,
wird im Gesetz- und Verordnungsblatt bekannt gege-
ben werden. 

München, den 4. August 2007

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Edmund  S t o i b e r

2220–1–UK

Bekanntmachung
des

Zusatzprotokolls
zum Vertrag 

zwischen dem Bayerischen Staate 
und der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern

vom 15. November 1924,
zuletzt geändert durch Vertrag vom 20. November 1984

Vom 4. August 2007
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wird
zwischen

dem Freistaat Bayern,

vertreten durch den Ministerpräsidenten
Dr. Edmund Stoiber,

und

der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern,

vertreten durch den Landesbischof
Dr. Johannes Friedrich,

nachstehendes Zusatzprotokoll zum Vertrag zwi-
schen dem Bayerischen Staate und der Evangelisch-
Lutherischen Kirche in Bayern vom 15. November
1924, zuletzt geändert durch Vertrag vom 20. Novem-
ber 1984, vereinbart:

(I) Für die evangelisch-theologischen Fachbereiche
der Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-
Nürnberg und der Ludwig-Maximilians-Uni-
versität München (Art. 2 Abs. I Satz 1) bleibt die
vereinbarte zahlenmäßige Ausstattung mit theo-
logischen Lehrstühlen/Professuren einschließ-
lich der Lehrstühle gemäß Art. 2 Abs. I Satz 2
erhalten1.

(II) Der Freistaat Bayern wird von der Verpflich-
tung entbunden2,

1. an der Universität Bayreuth die in Art. 3 Abs. I
Satz 1 bezeichneten Lehrstühle zu unterhal-
ten und die damit verbundene Ausbildung
(Art. 3 Abs. I Satz 2, Art. 5 Abs. IV Satz 1 und
Abs. VI) an dieser Universität fortzuführen,

2. an der Universität Passau den in Art. 4 
Abs. II Satz 1 bezeichneten Lehrstuhl zu un-
terhalten und die damit verbundene Aus-
bildung (Art. 5 Abs. IV Satz 3 und Abs. VI) an
dieser Universität fortzuführen,

3. an der Universität Augsburg den in Art. 3
Abs. I Satz 1 bezeichneten Lehrstuhl für Sys-
tematische Theologie und theologische
Gegenwartsfragen nach seinem Freiwerden
wieder zu besetzen3. 

(III) Dieses Zusatzprotokoll zum Kirchenvertrag,
einschließlich der Anmerkungen, die Bestand-
teil dieses Zusatzprotokolls sind, bedarf der
Ratifikation und tritt am Tag nach Austausch
der Ratifikationsurkunden in Kraft.

München, den 14. März 2007

Für den Freistaat Bayern

Dr. Edmund  S t o i b e r
Ministerpräsident

Für die Evangelisch-Lutherische
Kirche in Bayern

Dr. Johannes  F r i e d r i c h
Landesbischof  
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Anmerkungen:

Zu 1:

Vereinbart werden

– für die Friedrich-Alexander-Universität Er-
langen-Nürnberg: 
16 theologische Professuren bzw. Lehrstühle 
(davon 11 in der Besoldungsgruppe  W 3, die
übrigen in W 2),

– für die Ludwig-Maximilians-Universität
München:
12 (ab dem Jahr 2015: 11) theologische Profes-
suren bzw. Lehrstühle, davon 10 in Besol-
dungsgruppe W 3, die übrigen in W 2. 

Der Freistaat Bayern erkennt an, dass der Kern-
fächerbereich (Altes Testament, Neues Testament,
Historische Theologie, Systematische Theologie,
Praktische Theologie) zur Erhaltung der Qualität in
Forschung und Lehre jeweils doppelzügig mit zwei 
W 3-Professuren (Lehrstühlen) auszustatten ist; die
Absenkung der Stellenwertigkeit einzelner Profes-
suren in den Kernfächern bedarf der Zustimmung des
Landeskirchenrats. Der Umfang der sonstigen Per-
sonalausstattung eines Fachbereichs oder Meinungs-
verschiedenheiten darüber werden – unbeschadet
bestehender Vereinbarungen – künftig vom Landes-
kirchenamt und dem zuständigen Bayerischen

Staatsministerium im Wege einer freundschaftlichen
Lösung durch gemeinsamen Schriftwechsel geklärt.

Zu 2:

Der Freistaat Bayern bestimmt den Zeitpunkt der
Aufgabe der bezeichneten Professuren in Abstim-
mung mit den betreffenden Universitäten und dem
Landeskirchenrat. Die Versetzung von Professoren
und Professorinnen, deren Fach künftig wegfällt, auf
Lehrstühle bzw. Professuren anderer Universitäten in
Bayern erfolgt nach Maßgabe der dienstrechtlichen
Vorschriften und im Benehmen mit dem Landes-
kirchenrat. 

Für in diesem Zusammenhang durch Aufhebung von
Studiengängen bzw. Teilstudiengängen betroffene
immatrikulierte Studierende im Fach Evangelische
Religionslehre bzw. Evangelische Theologie sind
Übergangsregelungen zu treffen, die einen Abschluss
dieser Ausbildung in angemessener Zeit ermöglichen.
Entsprechendes gilt für Promotionen und Habilita-
tionen.

Zu 3:

Soweit ein Lehrangebot in diesem Fach weiterhin
erforderlich ist, wird es durch Lehraufträge und/oder
Zusammenarbeit mit dem evangelisch-theologischen
Fachbereich an der Ludwig-Maximilians-Universität
München gewährleistet. 

München, den 14. März 2007

Für den Freistaat Bayern

Dr. Edmund  S t o i b e r
Ministerpräsident

Für die Evangelisch-Lutherische
Kirche in Bayern

Dr. Johannes  F r i e d r i c h
Landesbischof 
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410–2–2–J

Bekanntmachung
des Staatsvertrags

zwischen dem Freistaat Bayern
und dem Land Nordrhein-Westfalen
über die Übertragung von Aufgaben

nach § 9 Abs. 1 und § 10 Handelsgesetzbuch
zur Errichtung und zum Betrieb eines gemeinsamen Registerportals der Länder

Vom 4. August 2007

Der Landtag des Freistaates Bayern hat mit Be-
schluss vom 17. Juli 2007 dem am 27. und 29. Dezem-
ber 2006 unterzeichneten Staatsvertrag zwischen
dem Freistaat Bayern und dem Land Nordrhein-
Westfalen über die Übertragung von Aufgaben nach 
§ 9 Abs. 1 und § 10 Handelsgesetzbuch zur Errich-
tung und zum Betrieb eines gemeinsamen Register-
portals der Länder zugestimmt. Der Staatsvertrag
wird nachstehend bekannt gemacht.

München, den 4. August 2007

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Edmund  S t o i b e r

763–3–I , 763–8–I

Staatsvertrag
zwischen dem Freistaat Bayern

und dem Land Nordrhein-Westfalen
über die Übertragung von Aufgaben

nach § 9 Abs. 1 und § 10 Handelsgesetzbuch
zur Errichtung und zum Betrieb eines gemeinsamen Registerportals der Länder

Vom XX. Dezember 2005

Der Freistaat Bayern,

vertreten durch den Ministerpräsidenten, dieser ver-
treten durch die Staatsministerin der Justiz,

und

das Land Nordrhein-Westfalen, vertreten durch den
Ministerpräsidenten, dieser vertreten durch die Jus-
tizministerin,

schließen diesen Staatsvertrag auf der Grundlage des
Beschlusses der Konferenz der Justizministerinnen
und Justizminister vom 30.11.2006.

Präambel

Zur Stärkung des Wirtschaftsstandortes Deutsch-
land und zur Förderung der handelsrechtlichen Publi-
zität der Register betreiben die Länder gemeinsam

unter der Internetadresse www.handelsregister.de ein
Internetportal (Registerportal). Das Registerportal er-
öffnet den Zugriff auf die automatisierten Register-
abrufsysteme (§ 9 Abs. 1 HGB1)) der Länder und dient
der Bekanntmachung der Eintragungen der Register-
gerichte (§ 10 HGB2)). Mit diesem Staatsvertrag wird
von der gesetzlich vorgesehenen Möglichkeit einer
länderübergreifenden Zusammenarbeit zur Reduzie-
rung des Verwaltungsaufwandes und zur Kostensen-
kung Gebrauch gemacht.

1) im Sinne von § 9 Abs. 1 HGB gemäß dem Gesetz über elektronische
Handelsregister und Genossenschaftsregister sowie das Unterneh-
mensregister (EHUG)

2) im Sinne von § 10 HGB gemäß dem Gesetz über elektronische Han-
delsregister und Genossenschaftsregister sowie das Unternehmens-
register (EHUG)



§ 1

Gegenstand und Ziele des Registerportals

Durch die Entwicklung und den Betrieb des bun-
desweiten Registerportals soll insbesondere erreicht
werden:

1. Über das Registerportal wird die jedermann zu In-
formationszwecken gestattete Einsicht in das Han-
delsregister, Genossenschaftsregister und Partner-
schaftsregister in elektronischer Form eröffnet. Der
Zugang erfolgt unmittelbar und bundesweit zu
allen an das Registerportal angeschlossenen Abruf-
systemen der Länder. 

2. Das Registerportal erlaubt eine bundesweite Suche
über die eingetragenen Firmen und juristischen
Personen.

3. Zur Nutzung des Portals ist eine einmalige Anmel-
dung erforderlich. Mit der dabei zugewiesenen
Benutzerkennung kann – ohne zusätzliche Regis-
trierung – im Bestand aller angeschlossenen Bun-
desländer recherchiert werden.

4. Das Registerportal bietet die Möglichkeit einer län-
derübergreifenden Gebührenabrechnung und Voll-
streckung der Gebührenforderung.

5. Das Registerportal steht als zentrale Bekanntma-
chungsplattform in Registersachen3) zur Verfügung.

6. Das Registerportal schafft die Voraussetzung, mit
anderen elektronischen Informations- und Kom-
munikationssystemen, insbesondere dem Unter-
nehmensregister4) und dem statistischen Unterneh-
mensregister5), über eine einheitliche Schnittstelle
Daten auszutauschen. 

§ 2

Bestimmung des
elektronischen Auskunftssystems

Der Freistaat Bayern bestimmt das Registerportal
als das länderübergreifende, zentrale elektronische
Informations- und Kommunikationssystem im Sinne
von § 9 Abs. 1 Satz 4 HGB6), über das die Daten aus dem
Handelsregister, Genossenschaftsregister und Partner-
schaftsregister der Amtsgerichte (Registergerichte)

3) im Sinne von § 10 HGB gemäß dem Gesetz über elektronische Han-
delsregister und Genossenschaftsregister sowie das Unterneh-
mensregister (EHUG)

4) im Sinne von § 8b HGB gemäß dem Gesetz über elektronische Han-
delsregister und Genossenschaftsregister sowie das Unterneh-
mensregister (EHUG)

5) im Sinne von § 4 Statistikregistergesetz in der Fassung des Geset-
zes über elektronische Handelsregister und Genossenschaftsregis-
ter sowie das Unternehmensregister (EHUG)

6) im Sinne von § 9 Abs. 1 HGB gemäß dem Gesetz über elektronische
Handelsregister und Genossenschaftsregister sowie das Unterneh-
mensregister (EHUG)

des Freistaats Bayern abrufbar sind. Die Berechti-
gung, weitere Zugangsmöglichkeiten zu den Register-
daten zu eröffnen, bleibt hiervon unberührt.

§ 3

Bestimmung des 
elektronischen Bekanntmachungssystems

(1) Der Freistaat Bayern bestimmt das Register-
portal als das länderübergreifende, zentrale elektro-
nische Informations- und Kommunikationssystem im
Sinne von § 10 HGB7), über das die Bekanntmachung
der Eintragungen erfolgt.

(2) Die Registerbekanntmachungen der Amtsge-
richte werden zur Veröffentlichung an das Land Nord-
rhein-Westfalen übermittelt.

(3) Die Veröffentlichung erfolgt unverzüglich nach
dem Eingang der übermittelten Daten. 

§ 4

Zentrale Anmeldung zum 
elektronischen Abrufverfahren des Landes

Der Freistaat Bayern überträgt die Zuständigkeit
für die Anmeldung und Zulassung zu dem elektroni-
schen Abrufverfahren über das Registerportal auf das
Land Nordrhein-Westfalen. Zuständige Stelle ist das
Amtsgericht Hagen.

§ 5

Zentrale Erfassung von Gebührentatbeständen

(1) Der Freistaat Bayern überträgt die Zuständig-
keit für die Erfassung der Gebührentatbestände des
elektronischen Abrufverfahrens über das Register-
portal auf das Land Nordrhein-Westfalen. Zuständige
Stelle ist das Amtsgericht Hagen. 

(2) Die Gebührenfreiheit im Sinne von § 8 Abs. 2
JVKostO beurteilt sich nach dem Recht des Freistaats
Bayern.

§ 6

Protokollierung der Abrufe

(1) Die Übertragung nach § 5 umfasst auch die
Pflicht der zuständigen Stelle zur Protokollierung der
Abrufe gemäß § 53 HRV8). Der Freistaat Bayern erhält
über die Abrufe zum Nachweis der gemäß § 5 erfassten

7) im Sinne von § 10 HGB gemäß dem Gesetz über elektronische Han-
delsregister und Genossenschaftsregister sowie das Unterneh-
mensregister (EHUG)

8) im Sinne von § 53 HRV gemäß dem Gesetz über elektronische Han-
delsregister und Genossenschaftsregister sowie das Unterneh-
mensregister (EHUG)
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Gebührentatbestände eine monatliche Übersicht. Die
protokollierten Daten werden dem Freistaat Bayern in
elektronischer Form bereitgestellt.

(2) Die zuständige Stelle ist befugt, Teilnehmer am
Abrufverfahren, die die von ihnen zu entrichtenden
Gebühren nicht oder nicht vollständig zahlen, zu
sperren. Im Übrigen teilt die zuständige Stelle dem
Freistaat Bayern mit, wenn sich Anhaltspunkte dafür
ergeben, dass die Nutzung des Abrufverfahrens die
Zweckbestimmung des § 9 Abs. 1 HGB übersteigt.

§ 7

Zentrale Erhebung und Vollstreckung von Gebühren

(1) Der Freistaat Bayern überträgt die Zuständig-
keit für die Erhebung der Gebühren des elektronischen
Abrufverfahrens, soweit die Abrufe über das Register-
portal erfolgt sind, auf das Land Nordrhein-Westfalen.
Zuständige Stelle ist das Amtsgericht Hagen.

(2) Der Freistaat Bayern überträgt die Zuständig-
keit für die Vollstreckung der nach Absatz 1 erhobenen
Gebühren des elektronischen Abrufverfahrens auf das
Land Nordrhein-Westfalen. Zuständige Stelle ist das
Amtsgericht Hagen. Die Vollstreckung richtet sich
nach dem Recht des Landes Nordrhein-Westfalen.

§ 8

Einsatz von elektronischen 
Bezahlsystemen und Lastschriftverfahren

(1) Zur Abgeltung der Gebühren des elektronischen
Abrufverfahrens, die für Abrufe entstehen, die über
das Registerportal erfolgen, ist der Einsatz elektroni-
scher Bezahlsysteme und des Lastschriftverfahrens
gestattet.

(2) Abrufe nach Absatz 1 erfolgen ohne vorherige
Anmeldung nach § 4.  Der Freistaat Bayern erhält zum
Nachweis der nach Absatz 1 erfolgten Abrufe eine
monatliche Übersicht. 

§ 9

Auskehrung der Einnahmen

Der Reinerlös der auf Grund der Übertragungen
nach § 7 und § 8 eingenommenen Gebühren für die Teil-
nahme und Nutzung des elektronischen Abrufverfah-
rens wird zum 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 
15. November an den Freistaat Bayern überwiesen.
Der Überweisungsbetrag entspricht in der Höhe der
Summe der Beträge, die – ggf. nach Abzug von
Gebühren eines Lastschrift- bzw. elektronischen
Bezahl- oder Vollstreckungsverfahrens – dem Land
Nordrhein-Westfalen tatsächlich zugeflossen sind.

§ 10

Vereinsregister

Soweit die im Freistaat Bayern elektronisch
geführten Vereinsregister über das Registerportal
zugänglich sind, gelten die §§ 4 bis 9 entsprechend.

§ 11

Kosten

Der Freistaat Bayern erstattet dem Land Nord-
rhein-Westfalen den ihm durch diesen Vertrag entste-
henden Aufwand. Die Höhe wird durch gesonderte
Dienstleistungsvereinbarung festgelegt.

§ 12

Betrieb des Registerportals

Die Einzelheiten über die Entwicklung und den
Betrieb eines gemeinsamen Registerportals der Länder
sowie die Kostenverteilung werden in einer Dienst-
leistungsvereinbarung besonders geregelt.

§ 13

Inkrafttreten und Kündigung

(1) Dieser Staatsvertrag bedarf der Ratifikation. Er
tritt vorbehaltlich der Zustimmung der verfassungs-
mäßig zuständigen Organe der vertragsschließenden
Länder mit Wirkung vom 1. Januar 2007 in Kraft. Das
Inkrafttreten dieses Vertrages bleibt von der Wirksam-
keit eines entsprechenden Vertrages mit anderen Län-
dern unberührt.

(2) Der Vertrag wird auf unbestimmte Zeit
geschlossen. Eine Kündigung kann jeweils mit einer
Frist von einem Jahr zum Jahresende erfolgen. Eine
Kündigung ist erstmals zum Ablauf des Jahres 2011
zulässig.

Düsseldorf, den 29. Dezember 2006

Die Justizministerin
des Landes Nordrhein-Westfalen

Roswitha  M ü l l e r - P i e p e n k ö t t e r

München, den 27. Dezember 2006

Die Bayerische Staatsministerin der Justiz

Dr. Beate  M e r k



2330–3–I

Bekanntmachung
der Neufassung des 

Bayerischen Wohnungsbindungsgesetzes

Vom 23. Juli 2007

Auf Grund des § 7 des Gesetzes zur Umsetzung der
Föderalismusreform im Wohnungswesen vom 10. April
2007 (GVBl S. 267) wird nachstehend der Wortlaut
des Bayerischen Wohnungsbindungsgesetzes (BayRS
2330-3-I) in der vom 1. Mai 2007 an geltenden Fas-
sung bekannt gemacht.

München, den 23. Juli 2007

Bayerisches Staatsministerium des Innern

Dr. Günther  B e c k s t e i n ,  Staatsminister

2330–3–I

Gesetz
zur Sicherung der

Zweckbestimmung von Sozialwohnungen in Bayern 
(Bayerisches Wohnungsbindungsgesetz – BayWoBindG)

in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23. Juli 2007

Inhaltsübersicht

Erster Teil

Allgemeine Vorschriften

Art. 1 Anwendungsbereich 

Art. 2 Zuständige Stellen

Zweiter Teil

Bindungen des Verfügungsberechtigten

Art. 3 Überlassung an Wohnberechtigte

Art. 4 Erteilung des Wohnberechtigungsscheins

Art. 5 Sondervorschriften für Gebiete mit erhöhtem Wohnungs-
bedarf

Art. 6 Freistellung, Entlassung aus den Bindungen, Sicherung
der Zweckbestimmung, besondere Wohnformen

Art. 7 Kostenmiete

Art. 8 Ermittlung der Kostenmiete und der Vergleichsmiete

Art. 9 Ermittlung der Kostenmiete in besonderen Fällen

Art. 10 Einmalige Leistungen

Art. 11 Einseitige Mieterhöhung

Art. 12 Kündigungsrecht des Mieters

Dritter Teil

Beginn und Ende der Eigenschaft „öffentlich gefördert“

Art. 13 Beginn der Eigenschaft „öffentlich gefördert“

Art. 14 Einbeziehung von Zubehörräumen, Wohnungsvergröße-
rung, Umbau

Art. 15 Ende der Eigenschaft „öffentlich gefördert“

Art. 16 Ende der Eigenschaft „öffentlich gefördert“ bei freiwilli-
ger vorzeitiger Rückzahlung

Art. 17 Ende der Eigenschaft „öffentlich gefördert“ bei Zwangs-
versteigerung

Art. 18 Bestätigung
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Vierter Teil

Einschränkung von Zinsvergünstigungen bei

öffentlich geförderten Wohnungen

Art. 19 Höhere Verzinsung der öffentlichen Baudarlehen

Art. 20 Berechnung der neuen Jahresleistung

Art. 21 Öffentliche Baudarlehen verschiedener Gläubiger

Art. 22 Entsprechende Anwendung für Wohnungsfürsorgemittel

Art. 23 Mieterhöhung

Fünfter Teil

Schlussvorschriften

Art. 24 Gleichstellungen

Art. 25 Wohnheime

Art. 26 Untermietverhältnisse

Art. 27 Erweiterter Anwendungsbereich

Art. 28 Verwaltungszwang

Art. 29 Maßnahmen bei Gesetzesverstößen

Art. 30 Ordnungswidrigkeiten

Art. 31 Weitergehende Verpflichtungen

Art. 32 Ermächtigungen

Art. 33 Einschränkung des Grundrechts der Unverletzlichkeit
der Wohnung

Art. 34 Überleitungsregelungen

Art. 35 Überprüfungsklausel

Art. 36 Inkrafttreten

Erster Teil

Allgemeine Vorschriften

Art. 1

Anwendungsbereich

1Dieses Gesetz ist auf Wohnungen, für die
öffentliche Mittel im Sinn des § 3 des Ersten
Wohnungsbaugesetzes oder im Sinn des § 6 Abs. 1 des
Zweiten Wohnungsbaugesetzes eingesetzt worden
sind, anzuwenden. 2Dies gilt auch für Wohnungen, für
die

1. ein Darlehen oder ein Zuschuss aus Wohnungsfür-
sorgemitteln nach § 87a Abs. 1 Satz 1 des Zweiten
Wohnungsbaugesetzes bewilligt worden ist, nach
Maßgabe des § 87a des Zweiten Wohnungsbau-
gesetzes,

2. ein Aufwendungszuschuss oder ein Aufwendungs-
darlehen nach § 88 des Zweiten Wohnungsbaugeset-
zes bewilligt worden ist, nach Maßgabe des § 88b
Abs. 3 des Zweiten Wohnungsbaugesetzes.

Art. 2

Zuständige Stellen

Das Staatsministerium des Innern wird ermächtigt,
durch Rechtsverordnung die zuständigen Stellen zur
Durchführung dieses Gesetzes zu bestimmen.

Zweiter Teil

Bindungen des Verfügungsberechtigten

Art. 3

Überlassung an Wohnberechtigte

(1) Sobald voraussehbar ist, dass eine Wohnung
bezugsfertig oder frei wird, hat der Verfügungsberech-
tigte dies der zuständigen Stelle unverzüglich schrift-
lich anzuzeigen und den voraussichtlichen Zeitpunkt
der Bezugsfertigkeit oder des Freiwerdens mitzuteilen.

(2) 1Der Verfügungsberechtigte darf die Wohnung
einem Wohnungssuchenden nur zum Gebrauch über-
lassen, wenn dieser ihm vor der Überlassung eine Be-
scheinigung über die Wohnberechtigung im öffentlich
geförderten sozialen Wohnungsbau (Art. 4) übergibt
und wenn die in der Bescheinigung angegebene Woh-
nungsgröße nicht überschritten wird. 2Auf Antrag des
Verfügungsberechtigten kann die zuständige Stelle die
Überlassung einer Wohnung, die die angegebene Woh-
nungsgröße geringfügig überschreitet, genehmigen,
wenn dies nach den wohnungswirtschaftlichen Ver-
hältnissen vertretbar erscheint.

(3) Ist die Wohnung bei der Bewilligung der öffent-
lichen Mittel für Angehörige eines bestimmten Perso-
nenkreises vorbehalten worden, so darf der Verfügungs-
berechtigte sie für die Dauer des Vorbehalts einem
Wohnberechtigten nur zum Gebrauch überlassen,
wenn sich aus der Bescheinigung außerdem ergibt,
dass er diesem Personenkreis angehört.

(4) 1Sind für den Bau der Wohnung Mittel einer
Gemeinde oder eines Gemeindeverbandes mit der
Auflage gewährt, dass die Wohnung einem von der
zuständigen Stelle benannten Wohnungssuchenden zu
überlassen ist, so hat die zuständige Stelle dem Ver-
fügungsberechtigten bis zur Bezugsfertigkeit oder bis
zum Freiwerden der Wohnung mindestens drei Woh-
nungssuchende zur Auswahl zu benennen, bei denen
die Voraussetzungen erfüllt sind, die zur Erlangung
einer Bescheinigung nach Art. 4 erforderlich wären.
2Der Verfügungsberechtigte darf die Wohnung nur
einem der benannten Wohnungssuchenden überlassen;
der Vorlage einer Bescheinigung nach Art. 4 bedarf es
insoweit nicht. 3Bei der Benennung sind die Maßstäbe
des Art. 5 Satz 3 zu beachten. 4Dies gilt entsprechend,
wenn zugunsten der zuständigen Stelle ein ver-
tragliches Besetzungsrecht besteht.

(5) 1Besteht ein Besetzungsrecht zugunsten einer
Stelle, die für den Bau der Wohnung Wohnungsfür-
sorgemittel für Angehörige des öffentlichen Dienstes
gewährt hat, so bedarf es der Vorlage einer Beschei-
nigung nach Art. 4 nicht, wenn diese Stelle das Beset-
zungsrecht ausübt. 2Die in Satz 1 bezeichnete Stelle
darf das Besetzungsrecht zugunsten eines Wohnungs-
suchenden nur ausüben, wenn bei ihm die Voraus-
setzungen erfüllt sind, die zur Erlangung einer
Bescheinigung nach Art. 4 erforderlich wären. 3Bei der
Ausübung des Besetzungsrechts sind die Maßstäbe des
Art. 5 Satz 3 zu beachten.

(6) Der Verfügungsberechtigte hat binnen zwei
Wochen, nachdem er die Wohnung einem Wohnungs-



suchenden überlassen hat, der zuständigen Stelle den
Namen des Wohnungssuchenden mitzuteilen und ihr
in den Fällen der Abs. 2 und 3 den ihm übergebenen
Wohnberechtigungsschein vorzulegen.

(7) 1Wenn der Inhaber des Wohnberechtigungs-
scheins oder der entsprechend Berechtigte aus der
Wohnung ausgezogen ist, darf der Verfügungsberech-
tigte die Wohnung den zum Haushalt rechnenden
Personen im Sinn des Art. 4 des Bayerischen Wohn-
raumförderungsgesetzes (BayWoFG) nur nach Maß-
gabe der Abs. 1 bis 6 zum Gebrauch überlassen. 2Die
Wohnung darf auch ohne Übergabe eines Wohnberech-
tigungsscheins zum Gebrauch überlassen werden,

1. wenn der Ehegatte in der Wohnung verbleibt,

2. nach dem Tod des Inhabers des Wohnberechtigungs-
scheins den Personen, die nach § 563 Abs. 1 bis 3 des
Bürgerlichen Gesetzbuchs in das Mietverhältnis
eingetreten sind.

(8) 1Der Verfügungsberechtigte, der eine Wohnung
entgegen den Abs. 2 bis 5 und 7 überlassen hat, hat auf
Verlangen der zuständigen Stelle das Mietverhältnis
zu kündigen und die Wohnung einem Wohnungssu-
chenden nach den Abs. 1 bis 7 zu überlassen. 2Kann der
Verfügungsberechtigte die Beendigung des Mietver-
hältnisses durch Kündigung nicht alsbald erreichen, so
kann die zuständige Stelle von dem Inhaber der Woh-
nung, dem der Verfügungsberechtigte sie entgegen den
Abs. 2 bis 5 und 7 überlassen hat, die Räumung der
Wohnung verlangen; dies gilt nicht, wenn der Inhaber
der Wohnung vor dem Bezug eine Bestätigung nach
Art. 18 Abs. 2 erhalten hat, dass die Wohnung nicht eine
öffentlich geförderte Wohnung sei.

Art. 4

Erteilung des Wohnberechtigungsscheins

(1) 1Der Wohnberechtigungsschein wird in ent-
sprechender Anwendung der Art. 4 bis 7 sowie des 
Art. 14 Abs. 2 und 3 BayWoFG erteilt. 2Die Einkom-
mensgrenze beträgt

1. für einen Einpersonenhaushalt 12000 €,

2. für einen Zweipersonenhaushalt 18000 €,

zuzüglich für jede weitere zum Haushalt 
rechnende Person 4100 €;

maßgeblich ist das Gesamteinkommen. 3Die Einkom-
mensgrenze nach Satz 2 erhöht sich für jedes zum
Haushalt gehörende Kind im Sinn des § 32 Abs. 1 bis 5
des Einkommensteuergesetzes um weitere 500 €.
4Gleiches gilt, wenn die Geburt eines Kindes oder
mehrerer Kinder auf Grund einer bestehenden
Schwangerschaft zu erwarten ist.

(2) Für Gebiete mit erhöhtem Wohnungsbedarf 
(Art. 5) kann die zuständige Stelle abweichend von
Abs. 1 allgemein oder für bestimmte Arten von
Haushalten eine höhere Einkommensgrenze, höchs-
tens jedoch bis zu den in Art. 11 BayWoFG genannten
Beträgen, bestimmen. 

Art. 5

Sondervorschriften für Gebiete
mit erhöhtem Wohnungsbedarf

1Das Staatsministerium des Innern wird ermäch-
tigt, für Gebiete mit erhöhtem Wohnungsbedarf durch
Rechtsverordnung zu bestimmen, dass der Verfü-
gungsberechtigte eine frei oder bezugsfertig werdende
Wohnung nur einem von der zuständigen Stelle 
benannten Wohnungssuchenden zum Gebrauch über-
lassen darf. 2Die zuständige Stelle hat dem Verfü-
gungsberechtigten mindestens fünf wohnberechtigte
Wohnungssuchende zur Auswahl zu benennen. 3Bei
der Benennung sind ungeachtet des Satzes 5 insbeson-
dere schwangere Frauen, Familien und andere Haus-
halte mit Kindern, junge Ehepaare, allein stehende
Elternteile mit Kindern, ältere Menschen und schwer-
behinderte Menschen vorrangig zu berücksichtigen;
sind schwangere Frauen wohnberechtigte Wohnungs-
suchende, haben sie Vorrang vor den anderen Perso-
nengruppen. 4Als junge Ehepaare sind diejenigen zu
berücksichtigen, bei denen keiner der Ehegatten das
40. Lebensjahr vollendet hat; als ältere Menschen sind
diejenigen zu berücksichtigen, die das 60. Lebensjahr
vollendet haben. 5Für die Benennung gilt Art. 3 Abs. 3
sinngemäß; im Übrigen können in der Rechtsverord-
nung nähere Bestimmungen darüber getroffen werden,
nach welchen weiteren Gesichtspunkten die Benen-
nung erfolgen soll.

Art. 6

Freistellung, Entlassung aus den Bindungen,
Sicherung der Zweckbestimmung,

besondere Wohnformen

(1) Die zuständige Stelle kann den Verfügungsbe-
rechtigten von Belegungsbindungen in entsprechender
Anwendung des Art. 18 Abs. 1 BayWoFG freistellen.

(2) Die zuständige Stelle kann den Verfügungsbe-
rechtigten in entsprechender Anwendung des Art. 18
Abs. 2 BayWoFG aus den Bindungen entlassen.

(3) 1In Fällen der Selbstnutzung, Nichtvermietung,
Zweckentfremdung und baulichen Änderung der
Wohnung gilt Art. 16 Abs. 1 BayWoFG entsprechend.
2Hat der Verfügungsberechtigte mindestens vier geför-
derte Wohnungen geschaffen, von denen er eine selbst
nutzen will, so ist die Genehmigung auch zu erteilen,
wenn das Gesamteinkommen die maßgebliche Ein-
kommensgrenze übersteigt. 3Art. 16 Abs. 4 und 5 sowie
Art. 21 BayWoFG gelten entsprechend.

(4) Art. 19 Abs. 2 BayWoFG gilt entsprechend.

Art. 7

Kostenmiete

(1) 1Der Verfügungsberechtigte darf die Wohnung
nicht gegen ein höheres Entgelt zum Gebrauch über-
lassen, als zur Deckung der laufenden Aufwendungen
erforderlich ist (Kostenmiete). 2Die Kostenmiete ist
nach den Art. 8 und 9 zu ermitteln.

(2) 1Soweit das vereinbarte Entgelt die Kostenmiete
übersteigt, ist die Vereinbarung unwirksam. 2Soweit
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die Vereinbarung unwirksam ist, ist die Leistung
zurückzuerstatten und vom Empfang an zu verzinsen.
3Der Anspruch auf Rückerstattung verjährt nach
Ablauf von vier Jahren nach der jeweiligen Leistung,
jedoch spätestens nach Ablauf eines Jahres von der
Beendigung des Mietverhältnisses an.

(3) 1Sind für eine Wohnung in einem Eigenheim oder
einer Kleinsiedlung oder für eine sonstige Wohnung
die öffentlichen Mittel ohne Vorlage einer Wirtschaft-
lichkeitsberechnung oder auf Grund einer vereinfach-
ten Wirtschaftlichkeitsberechnung bewilligt worden,
so darf der Verfügungsberechtigte die Wohnung
höchstens gegen ein Entgelt bis zur Höhe der Kosten-
miete für vergleichbare öffentlich geförderte Wohnun-
gen (Vergleichsmiete) überlassen. 2Die zuständige
Stelle kann genehmigen, dass der Verfügungsbe-
rechtigte von der Vergleichsmiete zur Kostenmiete
übergeht. 3Abs. 2 ist entsprechend anzuwenden.

(4) 1Der Vermieter hat dem Mieter auf Verlangen
Auskunft über die Ermittlung und Zusammensetzung
der Miete zu geben und, soweit der Miete eine Geneh-
migung der Bewilligungsstelle zugrunde liegt, die zu-
letzt erteilte Genehmigung vorzulegen. 2Wird eine Ge-
nehmigung nicht vorgelegt oder ist die Auskunft über
die Ermittlung und Zusammensetzung der Miete
unzureichend, so hat die zuständige Stelle dem Mieter
auf Verlangen die Höhe der nach Abs. 1 oder 3 zuläs-
sigen Miete mitzuteilen, soweit diese sich aus ihren
Unterlagen ergibt.

(5) Die diesem Gesetz unterliegenden Wohnungen
sind preisgebundener Wohnraum.

Art. 8

Ermittlung der Kostenmiete und der Vergleichsmiete

(1) 1Bei der Ermittlung der Kostenmiete ist von dem
Mietbetrag auszugehen, der sich für die öffentlich
geförderten Wohnungen des Gebäudes oder der Wirt-
schaftseinheit auf Grund der Wirtschaftlichkeitsbe-
rechnung für den Quadratmeter der Wohnfläche
durchschnittlich ergibt (Durchschnittsmiete). 2In der
Wirtschaftlichkeitsberechnung darf für den Wert der
Eigenleistung, soweit er 15 v. H. der Gesamtkosten des
Bauvorhabens nicht übersteigt, eine Verzinsung von 
4 v. H. angesetzt werden; für den darüber hinausgehen-
den Betrag darf angesetzt werden

1. eine Verzinsung in Höhe des marktüblichen
Zinssatzes für erststellige Hypotheken, sofern die
öffentlichen Mittel vor dem 1. Januar 1974 bewilligt
worden sind,

2. in den übrigen Fällen eine Verzinsung in Höhe von
6,5 v. H.

(2) Bei Wohnungen, die nach den Vorschriften des
Zweiten Wohnungsbaugesetzes gefördert worden sind,
ist bei der Ermittlung der Kostenmiete von der Durch-
schnittsmiete auszugehen, die von der Bewilligungs-
stelle nach § 72 des Zweiten Wohnungsbaugesetzes
genehmigt worden ist.

(3) 1Ändern sich nach der erstmaligen Berechnung
der Durchschnittsmiete oder nach der Genehmigung
der Durchschnittsmiete nach § 72 des Zweiten Woh-
nungsbaugesetzes die laufenden Aufwendungen (Ka-

pitalkosten, Bewirtschaftungskosten), so tritt jeweils
eine entsprechend geänderte Durchschnittsmiete an
die Stelle der bisherigen Durchschnittsmiete. 2Bei
einer Erhöhung der laufenden Aufwendungen gilt Satz 1
nur, soweit sie auf Umständen beruht, die der Ver-
mieter nicht zu vertreten hat; als Erhöhung der Auf-
wendungen gilt auch eine durch Gesetz oder Rechts-
verordnung zugelassene Erhöhung eines Ansatzes in
der Wirtschaftlichkeitsberechnung.

(4) 1Bei einer Erhöhung der laufenden Aufwendun-
gen, die bis zur Anerkennung der Schlussabrechnung,
spätestens jedoch bis zu zwei Jahren nach der Bezugs-
fertigkeit eintritt, bedarf die Erhöhung der Durch-
schnittsmiete nach Abs. 3 der Genehmigung der
Bewilligungsstelle. 2Die Genehmigung wirkt auf den
Zeitpunkt der Erhöhung der laufenden Aufwendun-
gen, längstens jedoch drei Monate vor Stellung eines
Antrags mit prüffähigen Unterlagen zurück; der Ver-
mieter kann jedoch eine rückwirkende Mieterhöhung
nur verlangen, wenn dies bei der Vereinbarung der
Miete vorbehalten worden ist.

(5) 1Auf der Grundlage der Durchschnittsmiete hat
der Vermieter die Miete für die einzelnen Wohnungen
unter angemessener Berücksichtigung ihres unter-
schiedlichen Wohnwerts, insbesondere von Lage, Aus-
stattung und Zuschnitt zu berechnen (Einzelmiete).
2Der Durchschnitt der Einzelmieten muss der Durch-
schnittsmiete entsprechen.

(6) 1Ändern sich in den Fällen der Vergleichsmiete
(Art. 7 Abs. 3) nach der Bewilligung der öffentlichen
Mittel die laufenden Aufwendungen, so ändert sich die
Vergleichsmiete um den Betrag, der anteilig auf die
Wohnung entfällt. 2Abs. 3 Satz 2 gilt entsprechend.

(7) Die nach den Abs. 1 bis 6 sich ergebende
Einzelmiete oder Vergleichsmiete zuzüglich zulässiger
Umlagen, Zuschläge und Vergütungen ist das zulässige
Entgelt im Sinn des Art. 7 Abs. 1 oder 3.

(8) Das Nähere über die Ermittlung des zulässigen
Entgelts bestimmt die Rechtsverordnung nach Art. 32.

Art. 9

Ermittlung der Kostenmiete in besonderen Fällen

(1) Wird die Kostenmiete nach Ablauf von sechs
Jahren seit Bezugsfertigkeit der Wohnungen ermittelt,
dürfen bei der Aufstellung der Wirtschaftlichkeitsbe-
rechnung laufende Aufwendungen, insbesondere Zin-
sen für die Eigenleistungen, auch dann angesetzt
werden, wenn sie in einer früheren Wirtschaftlich-
keitsberechnung nicht oder nur in geringerer Höhe in
Anspruch genommen oder anerkannt worden sind oder
wenn auf ihren Ansatz ganz oder teilweise verzichtet
worden ist.

(2) 1Die Bewilligungsstelle kann zustimmen, dass
demselben Eigentümer gehörende Gebäude mit öffent-
lich geförderten Wohnungen, die bisher selbstständige
Wirtschaftseinheiten bildeten, oder mehrere bisherige
Wirtschaftseinheiten zu einer Wirtschaftseinheit zu-
sammengefasst werden, sofern die Gebäude oder
Wirtschaftseinheiten in örtlichem Zusammenhang
stehen und die Wohnungen keine wesentlichen Unter-
schiede in ihrem Wohnwert aufweisen. 2In die neue



Wirtschaftlichkeitsberechnung sind die bisherigen
Gesamtkosten, Finanzierungsmittel und laufenden
Aufwendungen zu übernehmen. 3Die sich hieraus
ergebende neue Durchschnittsmiete bedarf der Ge-
nehmigung der Bewilligungsstelle. 4Die öffentlichen
Mittel gelten als für sämtliche Wohnungen der neuen
Wirtschaftseinheit bewilligt.

(3) 1Die Bewilligungsstelle kann zustimmen, dass
eine Wirtschaftseinheit aufgeteilt wird. 2Ist eine
Wirtschaftseinheit nach Satz 1 aufgeteilt worden, ist
insbesondere Wohneigentum an öffentlich geförderten
Wohnungen einer Wirtschaftseinheit oder eines Ge-
bäudes begründet worden, sind Wirtschaftlichkeitsbe-
rechnungen jeweils für die neuen Wirtschaftseinhei-
ten, für die Gebäude oder für die einzelnen Wohnungen
aufzustellen. 3Abs. 2 Sätze 2 bis 4 gelten entsprechend.

Art. 10

Einmalige Leistungen

(1) 1Eine Vereinbarung, nach der der Mieter oder für
ihn ein Dritter mit Rücksicht auf die Überlassung der
Wohnung eine einmalige Leistung zu erbringen hat, ist,
vorbehaltlich der Abs. 2 bis 6, unwirksam. 2Satz 1 gilt
nicht für Einzahlungen auf Geschäftsanteile bei Woh-
nungsunternehmen in der Rechtsform der Genossen-
schaft oder ähnliche Mitgliedsbeiträge.

(2) Die Vereinbarung einer Mietvorauszahlung oder
eines Mieterdarlehens als Finanzierungsbeitrag zum
Bau der Wohnung ist nur insoweit unwirksam, als die
Annahme des Finanzierungsbeitrags nach § 28 des
Ersten Wohnungsbaugesetzes oder nach § 50 des Zwei-
ten Wohnungsbaugesetzes ausgeschlossen oder nicht
zugelassen ist.

(3) Die Vereinbarung einer Mietvorauszahlung oder
eines Mieterdarlehens zur Deckung der Kosten für eine
Modernisierung, der die zuständige Stelle zugestimmt
hat, ist nur unwirksam, soweit die Leistung das Vier-
fache des nach Art. 7 zulässigen jährlichen Entgelts
überschreitet.

(4) Ist ein von einem Mieter oder einem Dritten nach
§ 28 des Ersten Wohnungsbaugesetzes oder § 50 des
Zweiten Wohnungsbaugesetzes zulässigerweise ge-
leisteter Finanzierungsbeitrag oder eine nach Abs. 3
zulässige Leistung wegen einer vorzeitigen Beendi-
gung des Mietverhältnisses dem Leistenden ganz oder
teilweise zurückerstattet worden, so ist eine Verein-
barung, wonach der Mietnachfolger oder für ihn ein
Dritter die Leistung unter den gleichen Bedingungen
bis zur Höhe des zurückerstatteten Betrags zu erbrin-
gen hat, zulässig.

(5) 1Die Vereinbarung einer Sicherheitsleistung des
Mieters ist zulässig, soweit sie dazu bestimmt ist,
Ansprüche des Vermieters gegen den Mieter aus
Schäden an der Wohnung oder unterlassenen Schön-
heitsreparaturen zu sichern. 2Im Übrigen gilt § 551 des
Bürgerlichen Gesetzbuchs.

(6) 1Eine Vereinbarung, nach der der Mieter oder für
ihn ein Dritter mit Rücksicht auf die Überlassung der
Wohnung Waren zu beziehen oder andere Leistungen
in Anspruch zu nehmen oder zu erbringen hat, ist
unwirksam. 2Satz 1 gilt nicht für die Überlassung einer
Garage, eines Stellplatzes oder eines Hausgartens und

für die Übernahme von Sach- oder Arbeitsleistungen,
die zu einer Verringerung von Bewirtschaftungskosten
führen. 3Die zuständige Stelle kann eine Vereinbarung
zwischen dem Verfügungsberechtigten und dem
Mieter über die Mitvermietung von Einrichtungs- und
Ausstattungsgegenständen und über laufende Leis-
tungen zur persönlichen Betreuung und Versorgung
genehmigen; sie hat die Genehmigung zu versagen,
wenn die vereinbarte Vergütung offensichtlich unan-
gemessen hoch ist.

(7) 1Soweit eine Vereinbarung nach den Abs. 1 bis 6
unwirksam ist, ist die Leistung zurückzuerstatten und
vom Empfang an zu verzinsen. 2Der Anspruch auf
Rückerstattung verjährt nach Ablauf eines Jahres von
der Beendigung des Mietverhältnisses an.

(8) 1Für Vereinbarungen, die vor dem 1. August 1968
in denjenigen kreisfreien Städten, Landkreisen oder
Gemeinden eines Landkreises, in denen zu diesem
Zeitpunkt die Mietpreisfreigabe noch nicht erfolgt
war, getroffen worden sind, gilt Abs. 7 entsprechend,
soweit die Vereinbarungen nach den bis zu diesem
Zeitpunkt geltenden Vorschriften unzulässig waren.
2Das Gleiche gilt für Vereinbarungen, die vor dem 
1. September 1965 in denjenigen kreisfreien Städten,
Landkreisen oder Gemeinden eines Landkreises
getroffen worden sind, in denen zu diesem Zeitpunkt
die Mietpreisfreigabe bereits erfolgt war.

Art. 11

Einseitige Mieterhöhung

(1) 1Ist der Mieter nur zur Entrichtung eines
niedrigeren als des nach diesem Gesetz zulässigen Ent-
gelts verpflichtet, so kann der Vermieter dem Mieter
gegenüber schriftlich erklären, dass das Entgelt um
einen bestimmten Betrag, bei Umlagen um einen
bestimmbaren Betrag, bis zur Höhe des zulässigen
Entgelts erhöht werden soll. 2Die Erklärung ist nur
wirksam, wenn in ihr die Erhöhung berechnet und
erläutert ist. 3Der Berechnung der Kostenmiete ist eine
Wirtschaftlichkeitsberechnung oder ein Auszug daraus,
der die Höhe der laufenden Aufwendungen erkennen
lässt, beizufügen. 4An Stelle einer Wirtschaftlich-
keitsberechnung kann auch eine Zusatzberechnung zu
der letzten Wirtschaftlichkeitsberechnung oder, wenn
das zulässige Entgelt von der Bewilligungsstelle auf
Grund einer Wirtschaftlichkeitsberechnung geneh-
migt worden ist, eine Abschrift der Genehmigung
beigefügt werden. 5Hat der Vermieter seine Erklärung
mit Hilfe automatischer Einrichtungen gefertigt, so
bedarf es nicht seiner eigenhändigen Unterschrift.

(2) 1Die Erklärung des Vermieters hat die Wirkung,
dass von dem Ersten des auf die Erklärung folgenden
Monats an das erhöhte Entgelt an die Stelle des bisher
zu entrichtenden Entgelts tritt; wird die Erklärung erst
nach dem Fünfzehnten eines Monats abgegeben, so
tritt diese Wirkung von dem Ersten des übernächsten
Monats an ein. 2Wird die Erklärung bereits vor dem
Zeitpunkt abgegeben, von dem an das erhöhte Entgelt
nach den dafür maßgebenden Vorschriften zulässig ist,
so wird sie frühestens von diesem Zeitpunkt an
wirksam. 3Soweit die Erklärung darauf beruht, dass
sich die Betriebskosten rückwirkend erhöht haben,
wirkt sie auf den Zeitpunkt der Erhöhung der
Betriebskosten, höchstens jedoch auf den Beginn des
der Erklärung vorangehenden Kalenderjahres zurück,
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sofern der Vermieter die Erklärung innerhalb von drei
Monaten nach Kenntnis von der Erhöhung abgibt.

(3) Ist der Erklärung ein Auszug aus der Wirtschaft-
lichkeitsberechnung oder die Genehmigung der Be-
willigungsstelle beigefügt, so hat der Vermieter dem
Mieter auf Verlangen Einsicht in die Wirtschaftlich-
keitsberechnung zu gewähren.

(4) Dem Vermieter steht das Recht zur einseitigen
Mieterhöhung nicht zu, soweit und solang eine Erhö-
hung der Miete durch ausdrückliche Vereinbarung mit
dem Mieter oder einem Dritten ausgeschlossen ist oder
der Ausschluss sich aus den Umständen ergibt.

Art. 12

Kündigungsrecht des Mieters

(1) Der Mieter ist im Fall einer Erklärung des Ver-
mieters nach Art. 11 berechtigt, das Mietverhältnis
spätestens am dritten Werktag des Kalendermonats,
von dem an die Miete erhöht werden soll, für den
Ablauf des nächsten Kalendermonats zu kündigen.

(2) Kündigt der Mieter nach Abs. 1, so tritt die
Mieterhöhung nach Art. 11 nicht ein.

(3) Eine zum Nachteil des Mieters abweichende
Vereinbarung ist unwirksam.

Dritter Teil

Beginn und Ende der Eigenschaft
„öffentlich gefördert“

Art. 13

Beginn der Eigenschaft „öffentlich gefördert“

(1) 1Eine Wohnung, für die die öffentlichen Mittel
vor der Bezugsfertigkeit bewilligt worden sind, gilt
von dem Zeitpunkt an als öffentlich gefördert, in dem
der Bescheid über die Bewilligung der öffentlichen
Mittel (Bewilligungsbescheid) dem Bauherrn zuge-
gangen ist. 2Sind die öffentlichen Mittel erstmalig nach
der Bezugsfertigkeit der Wohnung bewilligt worden,
so gilt die Wohnung, wenn der Bauherr die Bewilligung
der öffentlichen Mittel vor der Bezugsfertigkeit bean-
tragt hat, von der Bezugsfertigkeit an als öffentlich
gefördert, im Übrigen von dem Zugang des Bewilli-
gungsbescheids an.

(2) 1Wird die Bewilligung der öffentlichen Mittel vor
der Bezugsfertigkeit der Wohnung widerrufen, so gilt
die Wohnung als von Anfang an nicht öffentlich
gefördert. 2Das Gleiche gilt, wenn die Bewilligung
nach der Bezugsfertigkeit der Wohnung, jedoch vor der
erstmaligen Auszahlung der öffentlichen Mittel wider-
rufen wird.

(3) Für die Anwendung der Abs. 1 und 2 ist es
unerheblich, in welcher Höhe, zu welchen Bedingun-
gen, für welche Zeitdauer und für welchen Finan-
zierungsraum die öffentlichen Mittel bewilligt worden
sind.

(4) 1Eine Wohnung gilt als bezugsfertig, wenn sie so

weit fertig gestellt ist, dass den zukünftigen Bewoh-
nern zugemutet werden kann, sie zu beziehen; die
Genehmigung der Bauaufsichtsbehörde zum Beziehen
ist nicht entscheidend. 2Im Fall des Wiederaufbaus ist
für die Bezugsfertigkeit der Zeitpunkt maßgebend, in
dem die durch den Wiederaufbau geschaffene
Wohnung bezugsfertig geworden ist; Entsprechendes
gilt im Fall der Wiederherstellung, des Ausbaus oder
der Erweiterung.

Art. 14

Einbeziehung von Zubehörräumen,
Wohnungsvergrößerung, Umbau

(1) Werden die Zubehörräume einer öffentlich
geförderten Wohnung ohne Genehmigung der Bewilli-
gungsstelle zu Wohnräumen oder Wohnungen ausge-
baut, so gelten auch diese als öffentlich gefördert.

(2) Wird eine öffentlich geförderte Wohnung um
weitere Wohnräume vergrößert, so gelten auch diese
als öffentlich gefördert.

(3) 1Wird eine öffentlich geförderte Wohnung durch
eine Änderung von nicht mehr Wohnzwecken dienen-
den Räumen unter wesentlichem Bauaufwand zur An-
passung an geänderte Wohnbedürfnisse ohne Inan-
spruchnahme von öffentlichen Mitteln ausgebaut, so
gilt die neu geschaffene Wohnung weiterhin als öffent-
lich gefördert. 2Dies gilt nicht, wenn vor dem Umbau
die für die Wohnung als Darlehen bewilligten
öffentlichen Mittel zurückgezahlt und die für sie als
Zuschüsse bewilligten öffentlichen Mittel letztmalig
gezahlt worden sind.

Art. 15

Ende der Eigenschaft „öffentlich gefördert“

(1) 1Eine Wohnung, für die die öffentlichen Mittel als
Darlehen bewilligt worden sind, gilt, soweit sich aus
Art. 16 oder 17 nichts anderes ergibt, als öffentlich ge-
fördert

1. im Fall einer Rückzahlung der Darlehen nach Maß-
gabe der Tilgungsbedingungen bis zum Ablauf des
Kalenderjahres, in dem die Darlehen vollständig
zurückgezahlt worden sind,

2. im Fall einer vorzeitigen Rückzahlung auf Grund
einer Kündigung wegen Verstoßes gegen Bestim-
mungen des Bewilligungsbescheids oder des Darle-
hensvertrags bis zum Ablauf des Kalenderjahres, in
dem die Darlehen nach Maßgabe der Tilgungsbe-
dingungen vollständig zurückgezahlt worden
wären, längstens jedoch bis zum Ablauf des zwölf-
ten Kalenderjahres nach dem Jahr der Rückzah-
lung.

2Sind neben den Darlehen Zuschüsse zur Deckung der
laufenden Aufwendungen oder Zinszuschüsse aus
öffentlichen Mitteln bewilligt worden, so gilt die Woh-
nung mindestens bis zum Ablauf des Kalenderjahres
als öffentlich gefördert, in dem der Zeitraum endet, für
den sich die laufenden Aufwendungen durch die
Gewährung der Zuschüsse vermindern (Förderungs-
zeitraum).



(2) 1Eine Wohnung, für die die öffentlichen Mittel
lediglich als Zuschüsse zur Deckung der laufenden
Aufwendungen oder als Zinszuschüsse bewilligt
worden sind, gilt als öffentlich gefördert bis zum Ab-
lauf des dritten Kalenderjahres nach dem Ende des
Förderungszeitraums. 2Endet der Förderungszeit-
raum durch planmäßige Einstellung oder durch Ver-
zicht auf weitere Auszahlungen der Zuschüsse, so gilt
für ein Eigenheim, eine Eigensiedlung oder eine
eigengenutzte Eigentumswohnung Art. 16 Abs. 3 und 5
sinngemäß. 3Art. 17 bleibt unberührt.

(3) Sind die öffentlichen Mittel für eine Wohnung
lediglich als Zuschuss zur Deckung der für den Bau der
Wohnung entstandenen Gesamtkosten bewilligt wor-
den, so gilt die Wohnung als öffentlich gefördert bis
zum Ablauf des zehnten Kalenderjahres nach dem Jahr
der Bezugsfertigkeit.

(4) 1Sind die öffentlichen Mittel für mehrere Woh-
nungen eines Gebäudes oder einheitlich für Wohnun-
gen mehrerer Gebäude bewilligt worden, so gelten die
Abs. 1 und 2 nur, wenn die für sämtliche Wohnungen
eines Gebäudes als Darlehen bewilligten öffentlichen
Mittel zurückgezahlt werden und die für sie als
Zuschüsse bewilligten öffentlichen Mittel nicht mehr
gezahlt werden. 2Der Anteil der auf ein einzelnes
Gebäude entfallenden öffentlichen Mittel errechnet
sich nach dem Verhältnis der Wohnfläche der Wohnun-
gen des Gebäudes zur Wohnfläche der Wohnungen
aller Gebäude. 3Die Sätze 1 und 2 sind insoweit nicht
anzuwenden, als öffentliche Mittel ab 29. August 1990
für neue Wohnungen bewilligt sind, die durch Ausbau
oder Erweiterung in einem Gebäude oder einer Wirt-
schaftseinheit mit öffentlich geförderten Wohnungen
geschaffen werden.

Art. 16

Ende der Eigenschaft „öffentlich gefördert“
bei freiwilliger vorzeitiger Rückzahlung

(1) 1Werden die für eine Wohnung als Darlehen be-
willigten öffentlichen Mittel ohne rechtliche Ver-
pflichtung vorzeitig vollständig zurückgezahlt, so gilt
die Wohnung vorbehaltlich der Abs. 2 und 5 als öffent-
lich gefördert bis zum Ablauf des zehnten Kalender-
jahres nach dem Jahr der Rückzahlung, längstens
jedoch bis zum Ablauf des Kalenderjahres, in dem die
Darlehen nach Maßgabe der Tilgungsbedingungen
vollständig zurückgezahlt wären (Nachwirkungs-
frist). 2Sind neben den Darlehen Zuschüsse zur
Deckung der laufenden Aufwendungen oder Zinszu-
schüsse aus öffentlichen Mitteln bewilligt worden, so
gilt Art. 15 Abs. 1 Satz 2 entsprechend.

(2) Abweichend von Abs. 1 Satz 1 gilt eine Wohnung,
für deren Bau ein Darlehen aus öffentlichen Mitteln
von nicht mehr als 1 550 € bewilligt worden ist, als
öffentlich gefördert bis zum Zeitpunkt der Rückzah-
lung; dabei ist von dem durchschnittlichen Förde-
rungsbetrag je Wohnung des Gebäudes auszugehen.

(3)  1Sind die für ein Eigenheim, eine Eigensiedlung
oder eine eigengenutzte Eigentumswohnung als Darle-
hen bewilligten öffentlichen Mittel ohne rechtliche
Verpflichtung vorzeitig vollständig zurückgezahlt
oder nach § 69 des Zweiten Wohnungsbaugesetzes
ganz abgelöst worden, so gilt die Wohnung als öffent-

lich gefördert bis zum Zeitpunkt der Rückzahlung oder
Ablösung; bei Rückzahlung oder Ablösung vor dem 
17. Juli 1985 gilt die Wohnung längstens bis zum 
16. Juli 1985 als öffentlich gefördert. 2Art. 15 Abs. 1
Satz 2 bleibt unberührt. 3Eine Eigentumswohnung, die
durch Umwandlung einer öffentlich geförderten Miet-
wohnung entstanden ist, gilt als eigengenutzt, wenn sie
vom Eigentümer oder seinen Angehörigen als Berech-
tigte im Sinn dieses Gesetzes selbst genutzt wird;
erfolgt in dem Fall die Eigennutzung nach Rückzah-
lung oder Ablösung, so gilt die Wohnung vom Beginn
der Eigennutzung an nicht mehr als öffentlich geför-
dert.

(4) Sind die öffentlichen Mittel für mehrere Wohnun-
gen eines Gebäudes oder einheitlich für Wohnungen
mehrerer Gebäude bewilligt worden, so gilt vorbehalt-
lich des Abs. 5 der Abs. 1 nur, wenn die für sämtliche
Wohnungen eines Gebäudes als Darlehen bewilligten
öffentlichen Mittel zurückgezahlt werden und die für
sie als Zuschüsse bewilligten öffentlichen Mittel nicht
mehr gezahlt werden; Art. 15 Abs. 4 Satz 2 gilt ent-
sprechend.

(5) 1Sind die öffentlichen Mittel für zwei Woh-
nungen eines Eigenheims, eines Kaufeigenheims oder
einer Kleinsiedlung bewilligt worden, so gelten die
Abs. 1 bis 3 auch für die einzelne Wohnung, wenn der
auf sie entfallende Anteil der als Darlehen gewährten
Mittel zurückgezahlt oder abgelöst und der anteilige
Zuschussbetrag nicht mehr gezahlt wird; der Anteil
errechnet sich nach dem Verhältnis der Wohnflächen
der einzelnen Wohnungen zueinander, sofern nicht der
Bewilligung ein anderer Berechnungsmaßstab zu-
grunde gelegen hat. 2Satz 1 gilt entsprechend für Rück-
zahlungen und Ablösungen bei Eigentumswohnungen,
wenn die öffentlichen Mittel für mehrere Wohnungen
eines Gebäudes oder einheitlich für Wohnungen
mehrerer Gebäude bewilligt worden sind.

Art. 17

Ende der Eigenschaft „öffentlich gefördert“
bei Zwangsversteigerung

(1) 1Bei einer Zwangsversteigerung des Grund-
stücks gelten die Wohnungen, für die öffentliche Mittel
als Darlehen bewilligt worden sind, bis zum Ablauf des
dritten Kalenderjahres nach dem Kalenderjahr, in dem
der Zuschlag erteilt worden ist, als öffentlich
gefördert, sofern die wegen der öffentlichen Mittel
begründeten Grundpfandrechte mit dem Zuschlag
erlöschen; abweichend hiervon gilt ein Eigenheim, eine
Eigensiedlung oder eine eigengenutzte Eigentums-
wohnung im Sinn des Art. 16 Abs. 3 nur bis zum
Zuschlag als öffentlich gefördert, sofern die wegen der
öffentlichen Mittel begründeten Grundpfandrechte
mit dem Zuschlag erlöschen. 2Sind die öffentlichen
Mittel lediglich als Zuschüsse bewilligt worden, so
gelten die Wohnungen bis zum Zuschlag als öffentlich
gefördert. 3Soweit nach Art. 15 oder 16 die Wohnungen
nur bis zu einem früheren Zeitpunkt als öffentlich
gefördert gelten, ist dieser Zeitpunkt maßgebend.

(2) Sind die wegen der öffentlichen Mittel begründe-
ten Grundpfandrechte mit dem Zuschlag nicht erlo-
schen, so gelten die Wohnungen bis zu dem sich aus 
Art. 15 oder 16 ergebenden Zeitpunkt als öffentlich
gefördert.
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Art. 18

Bestätigung

(1) 1Die zuständige Stelle hat dem Verfügungsbe-
rechtigten und bei berechtigtem Interesse auch dem
Mieter schriftlich zu bestätigen, von welchem Zeit-
punkt an die Wohnung nicht mehr als öffentlich geför-
dert gilt. 2Die Bestätigung ist in tatsächlicher und
rechtlicher Hinsicht verbindlich.

(2) 1Die zuständige Stelle hat einem Wohnungs-
suchenden auf dessen Verlangen schriftlich zu bestä-
tigen, ob die Wohnung, die er benutzen will, eine neu
geschaffene öffentlich geförderte Wohnung ist. 2Abs. 1
Satz 1 gilt bei berechtigtem Interesse für den Woh-
nungssuchenden entsprechend.

Vierter Teil

Einschränkung von Zinsvergünstigungen
bei öffentlich geförderten Wohnungen

Art. 19

Höhere Verzinsung der öffentlichen Baudarlehen

(1) 1Öffentliche Mittel im Sinn des § 3 des Ersten
Wohnungsbaugesetzes oder des § 6 des Zweiten Woh-
nungsbaugesetzes, die vor dem 1. Januar 1960 als
öffentliche Baudarlehen bewilligt worden sind, kön-
nen mit einem Zinssatz bis höchstens 8 v. H. jährlich
verzinst werden, wenn dies durch Rechtsverordnung
des Staatsministeriums des Innern bestimmt ist; Art.
20 Abs. 2 ist anzuwenden. 2Dies gilt auch, wenn ver-
traglich eine Höherverzinsung ausdrücklich ausge-
schlossen ist. 3Eine Vereinbarung, nach der eine höhere
Verzinsung des öffentlichen Baudarlehens verlangt
werden kann, bleibt unberührt.

(2) Öffentliche Mittel, die nach dem 31. Dezember
1959, jedoch vor dem 1. Januar 1970 als öffentliche
Baudarlehen bewilligt worden sind, können mit einem
Zinssatz bis höchstens 6 v. H. jährlich verzinst werden;
Abs. 1 gilt im Übrigen entsprechend.

(3) 1Das Staatsministerium des Innern stellt durch
Rechtsverordnung sicher, dass die aus der höheren
Verzinsung nach den Abs. 1 und 2 folgenden Durch-
schnittsmieten bestimmte Beträge, die für die öffent-
lich geförderten Wohnungen nach Gemeindegrößen-
klassen und unter Berücksichtigung von Alter und
Ausstattung der Wohnungen festgelegt werden, nicht
übersteigen. 2Es hat dabei die sich aus der höheren
Verzinsung ergebende Mieterhöhung angemessen zu
begrenzen. 3Einwendungen gegen die Auswirkungen
der Zinserhöhung sind dabei nur innerhalb einer
festzusetzenden Ausschlussfrist von höchstens sechs
Monaten seit Zugang der Mitteilung über die Zinser-
höhung zuzulassen.

(4) Soweit bei Wohnungen, für die die öffentlichen
Baudarlehen vom 1. Januar 1960 an bewilligt worden
sind, die Durchschnittsmiete auf Grund einer nach der
Zinserhöhung durchgeführten Modernisierung die
nach Abs. 3 bestimmten Beträge nicht nur unerheblich
überschreitet, ist der nach Abs. 2 festgesetzte Zinssatz
auf Antrag des Verfügungsberechtigten oder des
Mieters entsprechend herabzusetzen.

(5) 1Eine Zinserhöhung nach den Abs. 1 und 2 ist bei
Familienheimen in der Form von Eigenheimen, Kauf-
eigenheimen und Kleinsiedlungen sowie bei solchen
Eigentumswohnungen, die vom Eigentümer oder
seinen Angehörigen genutzt werden, nur unter den
Voraussetzungen des § 44 Abs. 3 des Zweiten Woh-
nungsbaugesetzes zulässig. 2Dabei ist die aus der
höheren Verzinsung folgende Mehrbelastung ange-
messen zu begrenzen. 3Abs. 3 Satz 3 gilt entsprechend.

(6) Abs. 1 bis 5 gelten für Annuitätsdarlehen ent-
sprechend.

Art. 20

Berechnung der neuen Jahresleistung

(1) Das Staatsministerium des Innern trifft nähere
Bestimmungen über die Durchführung der höheren
Verzinsung.

(2) 1Die darlehensverwaltende Stelle hat bei der
Erhöhung des Zinssatzes die neue Jahresleistung für
das öffentliche Baudarlehen in der Weise zu berechnen,
dass der erhöhte Zinssatz und der Tilgungssatz auf den
ursprünglichen Darlehensbetrag bezogen werden; ein
Verwaltungskostenbeitrag bis zu 0,5 v. H. ist auf den
Zinssatz nicht anzurechnen. 2Die Zinsleistungen sind
nach der Darlehensrestschuld zu berechnen und die
durch die fortschreitende Darlehenstilgung ersparten
Zinsen zur erhöhten Tilgung zu verwenden.

(3) Die darlehensverwaltende Stelle hat dem Darle-
hensschuldner die Erhöhung des Zinssatzes, die Höhe
der neuen Jahresleistung sowie den Zahlungsab-
schnitt, für den die höhere Leistung erstmalig entrich-
tet werden soll, schriftlich mitzuteilen.

(4) 1Die höhere Leistung ist erstmalig für denjenigen
nach dem Darlehensvertrag maßgeblichen Zahlungs-
abschnitt zu entrichten, der frühestens nach Ablauf
von zwei Monaten nach dem Zugang der in Abs. 3 be-
zeichneten Mitteilung beginnt. 2Der Zeitpunkt der
Fälligkeit bestimmt sich nach dem Darlehensvertrag.

Art. 21

Öffentliche Baudarlehen verschiedener Gläubiger

(1) 1Sind für die Wohnungen des Gebäudes oder der
Wirtschaftseinheit öffentliche Baudarlehen von
verschiedenen Gläubigern gewährt worden und wird
für diese Baudarlehen eine höhere Verzinsung nach
Art. 19 verlangt, so haben die Gläubiger möglichst
einheitliche Zinssätze festzusetzen und diese so zu
bemessen, dass sich die zulässige Durchschnittsmiete
nicht um mehr, als nach Art. 19 Abs. 3 zulässig ist,
erhöht. 2Werden die Zinssätze für diese öffentlichen
Baudarlehen nacheinander erhöht und würde durch
die spätere Erhöhung des Zinssatzes für eines dieser
Darlehen die Durchschnittsmiete über den nach Art.
19 Abs. 3 zulässigen Umfang hinaus erhöht werden, so
ist auf Verlangen des Gläubigers dieses Darlehens der
vorher erhöhte Zinssatz für die anderen Darlehen so
weit herabzusetzen, dass bei möglichst einheitlichem
Zinssatz der öffentlichen Baudarlehen der nach Art. 19
Abs. 3 zulässige Erhöhungsbetrag nicht überschritten
wird; die Herabsetzung darf frühestens von dem
Zeitpunkt an verlangt werden, von dem an die spätere
Zinserhöhung wirksam werden soll.



(2) 1Das Staatsministerium des Innern trifft die nä-
heren Bestimmungen über die Festsetzung der Zins-
sätze nach Abs. 1. 2Im Übrigen gilt Art. 20 sinngemäß.

Art. 22

Entsprechende Anwendung für
Wohnungsfürsorgemittel

Art. 19 gilt für Darlehen, die nach § 87a Abs. 1 Satz 1
des Zweiten Wohnungsbaugesetzes aus Wohnungsfür-
sorgemitteln des Freistaates Bayern bewilligt worden
sind, sinngemäß mit der Maßgabe, dass Zinserhö-
hungen durch eine Rechtsverordnung des Staatsminis-
teriums der Finanzen bestimmt werden.

Art. 23

Mieterhöhung

(1) 1Für die Durchführung einer Mieterhöhung auf
Grund der höheren Verzinsung nach den Art. 19 bis 21
finden Art. 1 Abs. 1, 2 und 4 Anwendung. 2Soweit sich
eine Mieterhöhung nur auf Grund der Art. 19 bis 21
ergibt, braucht der Vermieter jedoch abweichend von
Art. 11 Abs. 1 der Erklärung eine Wirtschaftlichkeits-
berechnung oder einen Auszug daraus oder eine
Zusatzberechnung nicht beizufügen; er hat dem Mieter
auf Verlangen Einsicht in die Mitteilung der darle-
hensverwaltenden Stelle nach Art. 20 Abs. 3 und,
soweit eine Wirtschaftlichkeitsberechnung aufzustel-
len ist, auch in diese zu gewähren.

(2) Für Mieterhöhungen auf Grund der Art. 19 bis 21
ist eine vertragliche Vereinbarung, wonach eine höhere
Miete für eine zurückliegende Zeit verlangt werden
kann, unwirksam.

Fünfter Teil

Schlussvorschriften

Art. 24

Gleichstellungen

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes für Wohnungen
gelten für einzelne öffentlich geförderte Wohnräume
entsprechend, soweit sich nicht aus Inhalt oder Zweck
der Vorschriften etwas anderes ergibt.

(2) 1Dem Vermieter einer öffentlich geförderten
Wohnung steht derjenige gleich, der die Wohnung
einem Wohnungssuchenden auf Grund eines anderen
Schuldverhältnisses, insbesondere eines genossen-
schaftlichen Nutzungsverhältnisses, zum Gebrauch
überlässt. 2Dem Mieter einer öffentlich geförderten
Wohnung steht derjenige gleich, der die Wohnung auf
Grund eines anderen Schuldverhältnisses, insbeson-
dere eines genossenschaftlichen Nutzungsverhältnis-
ses, bewohnt.

(3) Dem Verfügungsberechtigten steht ein von ihm
Beauftragter gleich.

(4) Dem Bauherrn eines Kaufeigenheims oder einer
Kaufeigentumswohnung steht der Bewerber gleich,
wenn diesem die öffentlichen Mittel nach den Vor-

schriften des Zweiten Wohnungsbaugesetzes bewilligt
worden sind.

Art. 25

Wohnheime

Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten nicht für
öffentlich geförderte Wohnheime.

Art. 26

Untermietverhältnisse

(1) 1Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten
sinngemäß für den Inhaber einer öffentlich geförderten
Wohnung, wenn dieser die Wohnung ganz oder mit
mehr als der Hälfte der Wohnfläche untervermietet.
2Wird nur ein Teil der Wohnung untervermietet, finden
jedoch Art. 3 Abs. 1, 4 und 5 sowie Art. 5 und 6 Abs. 3 
in Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 Satz 2 Nrn. 1 und 2
BayWoFG keine Anwendung.

(2) Vermietet der Verfügungsberechtigte einen Teil
der von ihm genutzten Wohnung, sind die Vorschriften
dieses Gesetzes nur anzuwenden, wenn mehr als die
Hälfte der Wohnfläche vermietet wird; die Art. 3 Abs.
1, 4 und 5 sowie Art. 5 und 6 Abs. 3 in Verbindung mit
Art. 16 Abs. 1 Satz 2 Nrn. 1 und 2 BayWoFG finden
jedoch keine Anwendung.

Art. 27

Erweiterter Anwendungsbereich

Die Vorschriften der Art. 13 bis 18 über den Beginn
und das Ende der Eigenschaft „öffentlich gefördert“
gelten auch für die Anwendung von Rechtsvorschrif-
ten außerhalb dieses Gesetzes, sofern nicht in jenen
Rechtsvorschriften ausdrücklich etwas anderes be-
stimmt ist.

Art. 28

Verwaltungszwang

Verwaltungsakte der zuständigen Stelle können im
Weg des Verwaltungszwangs vollzogen werden.

Art. 29

Maßnahmen bei Gesetzesverstößen

(1) 1Für die Zeit, während der der Verfügungsbe-
rechtigte schuldhaft gegen die Art. 3, 6 Abs. 3, Art. 7
Abs. 1 und 3, Art. 8, 9, 10 oder 26 oder gegen die nach
Art. 5 erlassenen Vorschriften verstößt, kann die zu-
ständige Stelle durch Verwaltungsakt von dem Verfü-
gungsberechtigten Geldleistungen bis zu 5 € je Qua-
dratmeter Wohnfläche der Wohnung monatlich, auf
die sich der Verstoß bezieht, erheben. 2Für die Bemes-
sung der Geldleistungen sind ausschließlich der Wohn-
wert der Wohnung und die Schwere des Verstoßes
maßgebend.

(2) 1Bei einem schuldhaften Verstoß des Verfügungs-
berechtigten gegen die in Abs. 1 bezeichneten Vor-
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schriften kann der Gläubiger die als Darlehen be-
willigten öffentlichen Mittel fristlos kündigen; er soll
sie bei einem Verstoß gegen Art. 6 Abs. 3 in Verbindung
mit Art. 16 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 BayWoFG kündigen.
2Zuschüsse zur Deckung der laufenden Aufwendun-
gen und Zinszuschüsse können für die in Abs. 1 be-
zeichnete Zeit zurückgefordert werden. 3Soweit Dar-
lehen oder Zuschüsse bewilligt, aber noch nicht ausge-
zahlt sind, kann die Bewilligung widerrufen werden.

(3) Die Befugnisse nach den Abs. 1 und 2 sollen nicht
geltend gemacht werden, wenn die Geltendmachung
unter Berücksichtigung der Verhältnisse des Einzel-
falls, namentlich der Bedeutung des Verstoßes, unbillig
sein würde.

(4) Die zuständige Stelle hat die nach Abs. 1 einge-
zogenen Geldleistungen an die vom Staatsministerium
des Innern bestimmte Stelle abzuführen; sie sind für
die Wohnraumförderung einzusetzen.

Art. 30

Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer

1. entgegen Art. 6 Abs. 3 Satz 3 in Verbindung mit Art. 16
Abs. 5 Satz 1 BayWoFG eine Mitteilung nicht, nicht
richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig macht,

2. eine Wohnung entgegen Art. 3 Abs. 2 bis 5 oder ent-
gegen den nach Art. 5 erlassenen Vorschriften zum
Gebrauch überlässt oder belässt,

3. entgegen Art. 6 Abs. 3 in Verbindung mit Art. 16 Abs. 1
Satz 2 Nr. 1 oder 2 BayWoFG eine Wohnung selbst
nutzt oder mindestens drei Monate leer stehen lässt,

4. für die Überlassung einer Wohnung ein höheres Ent-
gelt fordert, sich versprechen lässt oder annimmt,
als nach den Art. 7 bis 10 zulässig ist, oder

5. entgegen Art. 6 Abs. 3 in Verbindung mit Art. 16 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 BayWoFG eine Wohnung anderen
als Wohnzwecken zuführt oder entsprechend bau-
lich ändert.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des
Abs. 1 Nr. 1 mit einer Geldbuße bis zu zweitausend-
fünfhundert Euro je Wohnung, in den Fällen des Abs. 1
Nrn. 2 und 3 mit einer Geldbuße bis zu fünfzehntau-
send Euro und in den Fällen des Abs. 1 Nr. 5 mit einer
Geldbuße bis zu einhunderttausend Euro geahndet
werden.

(3) Die Ordnungswidrigkeit nach Abs. 1 Nr. 4 kann
mit einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro geahn-
det werden, wenn jemand vorsätzlich oder leichtfertig
ein wesentlich höheres Entgelt fordert, sich verspre-
chen lässt oder annimmt, als nach den Art. 7 bis 10 zu-
lässig ist.

(4) Art. 29 Abs. 4 gilt entsprechend.

Art. 31

Weitergehende Verpflichtungen

1Weitergehende vertragliche Verpflichtungen der in

diesem Gesetz bestimmten Art, die im Zusammenhang
mit der Gewährung öffentlicher Mittel vertraglich be-
gründet worden sind oder begründet werden, bleiben
wirksam, soweit sie über die Verpflichtungen aus die-
sem Gesetz hinausgehen; andersartige vertragliche
Verpflichtungen bleiben unberührt. 2Satz 1 gilt nicht
für Strafversprechen und Ansprüche auf erhöhte Ver-
zinsung wegen eines Verstoßes gegen die in Art. 29 Abs. 1
bezeichneten Vorschriften, sofern Geldleistungen nach
Art. 29 Abs. 1 entrichtet worden sind.

Art. 32

Ermächtigungen

1Das Staatsministerium des Innern wird ermäch-
tigt, zur Durchführung der Art. 7 bis 10 und des Art. 23
durch Rechtsverordnung Vorschriften zu erlassen über

1. die Berechnung der Wirtschaftlichkeit, namentlich
auch über die Ermittlung und Anerkennung der
Gesamtkosten, der Finanzierungsmittel, der lau-
fenden Aufwendungen (Kapitalkosten und Bewirt-
schaftungskosten) und der Erträge, die Ermittlung
und Anerkennung von Änderungen der Kosten und
Finanzierungsmittel, die Begrenzung der Ansätze
und Ausweise sowie die Bewertung der Eigenleis-
tung,

2. die Zulässigkeit und Berechnung von Umlagen, Ver-
gütungen und Zuschlägen,

3. die Berechnung von Wohnflächen,

4. die Genehmigung zum Übergang von der Ver-
gleichsmiete zur Kostenmiete,

5. die Mietpreisbildung und Mietpreisüberwachung.

2In der Rechtsverordnung ist vorzusehen, dass

1. in Fällen, in denen die als Darlehen gewährten
öffentlichen Mittel nach Art. 16 vorzeitig zurückge-
zahlt und durch andere Finanzierungsmittel ersetzt
worden sind, für die neuen Finanzierungsmittel
keine höhere Verzinsung angesetzt werden darf, als
im Zeitpunkt der Rückzahlung für das öffentliche
Baudarlehen zu entrichten war, solang die Bindung
nach Art. 7 besteht;

2. in Fällen, in denen nach Art. 15 Abs. 2 Satz 2 oder
Art. 16 Abs. 2 oder 5 nur noch einzelne Wohnungen
eines Gebäudes als öffentlich gefördert gelten, für
die Ermittlung der Kostenmiete dieser Wohnungen
die bisherige Art der Wirtschaftlichkeitsberech-
nung und die im öffentlich geförderten sozialen
Wohnungsbau zulässigen Ansätze für Gesamtkos-
ten, Finanzierungsmittel und laufende Aufwendun-
gen weiterhin in der Weise maßgebend bleiben, wie
sie für alle bisherigen öffentlich geförderten Woh-
nungen des Gebäudes maßgebend gewesen wären.

Art. 33

Einschränkung des Grundrechts
der Unverletzlichkeit der Wohnung

Durch dieses Gesetz wird das Grundrecht der Un-
verletzlichkeit der Wohnung (Art. 13 des Grundge-
setzes, Art. 106 Abs. 3 der Verfassung) eingeschränkt.



Art. 34

Überleitungsregelungen

(1) 1Wirksame Entscheidungen und sonstige Maß-
nahmen, die auf der Grundlage des Wohnungsbin-
dungsgesetzes ergangen sind, gelten weiter. 2Verfahren
nach dem Wohnungsbindungsgesetz, die vor dem 
1. Mai 2007 eingeleitet worden sind, werden nach den
bisher geltenden Vorschriften abgeschlossen.

(2) 1Bis zum Erlass von Vorschriften nach Art. 32
finden nach Maßgabe des Art. 1 für Verfahren nach
diesem Gesetz entsprechend Anwendung:

1. die Verordnung über die Ermittlung der zulässigen
Miete für preisgebundene Wohnungen (Neubaumie-
tenverordnung 1970 – NMV 1970) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 12. Oktober 1990 (BGBl I S.
2204), zuletzt geändert durch Art. 4 der Verordnung
vom 25. November 2003 (BGBl I S. 2346),

2. die Verordnung über wohnungswirtschaftliche Be-
rechnungen nach dem Zweiten Wohnungsbaugesetz
(Zweite Berechnungsverordnung – II. BV) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 12. Oktober
1990 (BGBl I S. 2178), zuletzt geändert durch Art. 3
der Verordnung vom 25. November 2003 (BGBl I 
S. 2346), mit der Maßgabe, dass der Ermittlung der
Betriebskosten (§ 27 Abs. 1 Satz 2) ab dem Erlass

von Vorschriften auf der Grundlage des § 556 Abs. 1
Satz 4 des Bürgerlichen Gesetzbuchs jeweils diese
Vorschriften zugrunde zu legen sind.

2Abs. 1 gilt entsprechend.

Art. 35

Überprüfungsklausel

1Art. 5 Abs. 2 gilt befristet bis zum 30. April 2010.
2Die Staatsregierung berichtet dem Bayerischen
Landtag rechtzeitig vor dem Fristablauf, ob diese
Regelung sich bewährt hat und als dauerhafte
Regelung aufrechterhalten werden soll. 

Art. 36

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Mai 2007 in Kraft1).

1) Diese Vorschrift betrifft das Inkrafttreten des Gesetzes in der ur-
sprünglichen Fassung vom 10. April 2007 (GVBl S. 267).
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Auf Grund von Art. 125a Abs. 1 Satz 1 des
Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland
(BGBl III 100–1), zuletzt geändert durch Gesetz vom
28. August 2006 (BGBl I S. 2034), in Verbindung mit 
§ 42a Abs. 1 Satz 1 und § 27 Abs. 3 Satz 5 des Bun-
desbesoldungsgesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 6. August 2002 (BGBl I S. 3020) in der am
31. August 2006 geltenden Fassung, erlässt die Bayeri-
sche Staatsregierung folgende Verordnung:

§ 1

Änderung der
Bayerischen Leistungsprämien- und

Leistungszulagenverordnung

Die Verordnung über die Gewährung von Prämien
und Zulagen für herausragende besondere Leistungen
(Bayerische Leistungsprämien- und Leistungszula-
genverordnung – BayLPZV) vom 15. Dezember 1998
(GVBl S. 1020, BayRS 2032–3–1–6–F), geändert durch
§ 10 des Gesetzes vom 24. März 2004 (GVBl S. 84), wird
wie folgt geändert:

1. In § 1 Satz 1 wird das Wort „Hochschullehrergesetz“
durch das Wort „Hochschulpersonalgesetz“ ersetzt.

2. § 2 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 1 erhält folgende Fassung:

„2Leistungsprämien und Leistungszulagen im Sinn
des Satzes 1 dürfen zusammen 150 v. H. des in § 3
Abs. 2 Satz 1 und § 4 Abs. 2 Satz 2 genannten Betrags
nicht übersteigen;“

3. § 5 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden die Zahl „10“ durch die Zahl
„15“ und das Wort „zehn“ durch das Wort
„sieben“ ersetzt.

b) Es wird folgender neuer Satz 2 eingefügt:

„2Eine Überschreitung des Vomhundertsatzes
nach Satz 1 ist in dem Umfang zulässig, in dem
von der Möglichkeit der Vergabe von Leistungs-
stufen nach § 6 der Leistungsstufenverordnung
kein Gebrauch gemacht wird.“

c) Der bisherige Satz 2 wird neuer Satz 3.

d) Im neuen Satz 3 wird jeweils die Zahl „10“ durch
die Zahl „15“ ersetzt.

e) Die bisherigen Sätze 3 und 4 werden Sätze 4 und 5.

f) Es wird folgender Satz 6 angefügt:

„6Pro Kalenderjahr dürfen Leistungsprämien
und Leistungszulagen zusammen höchstens bis
zum Volumen von 1 v. H. der Grundgehaltssumme
des Vorjahres der von § 1 Satz 1 erfassten Beam-
ten des jeweiligen Dienstherrn vergeben wer-
den.“

4. § 8 wird aufgehoben.

§ 2

Änderung der Leistungsstufenverordnung

Die Verordnung über das leistungsabhängige Auf-
steigen in den Grundgehaltsstufen (Leistungsstufen-
verordnung – LStuV) vom 20. Februar 1998 (GVBl 
S. 62, BayRS 2032–3–1–5–F), zuletzt geändert durch
Art. 12 des Gesetzes vom 24. Dezember 2002 (GVBl 
S. 937), wird wie folgt geändert:

1. In § 1 Satz 3 wird das Wort „Hochschullehrergesetz“
durch das Wort „Hochschulpersonalgesetz“ ersetzt.

2. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Zur Stärkung der Leistungsfähigkeit des
öffentlichen Dienstes kann bei dauerhaft heraus-
ragenden Leistungen die nächsthöhere Stufe des
Grundgehalts als Leistungsstufe vorweg festge-
setzt werden.“

b) Abs. 3 Satz 3 wird aufgehoben.

3. § 5 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1wird das Wort „zehn“ durch das Wort
„fünfzehn“ ersetzt.

b) Satz 2 erhält folgende Fassung:

„2Die Anzahl der zu vergebenden Leistungsstu-
fen ist jeweils auf volle Vergabemöglichkeiten
abzurunden (Abrundungsgebot).“

4. § 6 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 entfällt die Satzbezeichnung und wer-
den die Zahl „10“ durch die Zahl „15“ und das
Wort „zehn“ durch das Wort „sieben“ ersetzt.

b) Satz 2 wird aufgehoben.

5. § 7 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

2032–3–1–6–F ,  2032 –3–1–5–F

Verordnung
zur Änderung der 

Bayerischen Leistungsprämien- und Leistungszulagenverordnung
und der Leistungsstufenverordnung

Vom 7. August 2007
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a) In Satz 1 entfällt die Satzbezeichnung.

b) Satz 2 wird aufgehoben.

§ 3

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar
2007 in Kraft.

München, den 7. August 2007

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Edmund  S t o i b e r
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Auf Grund von § 36 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über
Ordnungswidrigkeiten (OWiG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 19. Februar 1987 (BGBl I S. 602),
zuletzt geändert durch Art. 24 des Gesetzes vom 22. De-
zember 2006 (BGBl I S. 3416) und § 26 Abs. 1 Satz 1 des
Straßenverkehrsgesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 5. März 2003 (BGBl I S. 310, 919), zuletzt
geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 19. Juli 2007
(BGBl I S. 1460), erlässt die Bayerische Staatsregie-
rung folgende Verordnung:

§ 1

In § 6 Abs. 1 Nr. 1 der Verordnung über Zuständig-
keiten im Ordnungswidrigkeitenrecht (ZuVOWiG)
vom 21. Oktober 1997 (GVBl S. 727, BayRS 454–1–I),
zuletzt geändert durch Verordnung vom 3. Juli 2007
(GVBl S. 453), werden die Worte „ §§ 24 und 24a“ durch
die Worte „§§ 24, 24a und 24c“ ersetzt.

§ 2

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. August
2007 in Kraft.

München, den 7. August 2007

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Edmund  S t o i b e r

454–1–I

Verordnung
zur Änderung der 

Verordnung über Zuständigkeiten
im Ordnungswidrigkeitenrecht

Vom 7. August 2007
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Auf Grund von Art. 45 Abs. 2, Art. 89 und 128 Abs. 1
des Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- und
Unterrichtswesen (BayEUG) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 31. Mai 2000 (GVBl S. 414, ber.
S. 632, BayRS 2230–1–1–UK), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 26. Juli 2006 (GVBl S. 397), erlässt das
Bayerische Staatsministerium für Unterricht und
Kultus folgende Verordnung:

§ 1

Die Schulordnung für die Fachakademien für
Sozialpädagogik (Fachakademieordnung Sozialpäda-
gogik – FakOSozPäd) vom 4. September 1985 (GVBl 
S. 534, ber. S. 662, BayRS 2236–9–1–3–UK), zuletzt
geändert durch Verordnung vom 15. November 2004
(GVBl S. 467), wird wie folgt geändert:

1. § 4 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 Nr.  2 wird wie folgt geändert:

aa) In Buchst. d wird das Wort „oder“ durch
ein Komma ersetzt.

bb) Buchst. e wird gestrichen.

b) Satz 2 erhält folgende Fassung:

„2Abweichend von Satz 1 können mit Zustim-
mung der Schulaufsichtsbehörde ausnahms-
weise auch Bewerber zugelassen oder in das
zweite Jahr des Sozialpädagogischen Semi-
nars aufgenommen werden, deren bisheriger
Bildungsstand und beruflicher Werdegang
eine erfolgreiche Mitarbeit in der Fachakade-
mie bzw. im zweiten Jahr des Sozialpäda-
gogischen Seminars erwarten lassen.“

c) In Satz 3 werden die Worte „an einer“ durch
das Wort „eine“ und das Wort „aufbauenden“
durch das Wort „aufbauende“ ersetzt.

2. In § 5 Abs. 3 Satz 2 wird das Wort „Vorrückungs-
fach“ durch das Wort „Pflichtfach“ und das Wort
„Vorrückungsfächern“ durch das Wort „Pflicht-
fächern“ ersetzt. 

3. In § 9 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „Pflicht-
und Wahlpflichtfächern“ durch das Wort „Pflicht-
fächern“ ersetzt.

4. § 10 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 4 Satz 1 werden nach dem Wort
„durchgeführt“ ein Strichpunkt und die Worte
„statt in der Grundschule können bis zu 20
Stunden auch in der Hauptschule durchge-
führt werden“ eingefügt.

b) Abs. 5 wird aufgehoben.

5. In § 11 Abs. 3 Satz 1 wird das Wort „Sie“ durch
die Worte „Die Studierenden“ ersetzt.

6. Dem § 16 Abs. 2 werden folgende Sätze 5 bis 7
angefügt:

„5An die Stelle einer der Klausuren kann eine
andere individuelle Leistung eines Studierenden
treten, z. B. der Beitrag zu einer Projektarbeit.
6Die an die Stelle einer Klausur tretende Leis-
tung muss den Anforderungen einer Klausur
gleichwertig sein. 7Die Entscheidung trifft die
Lehrerkonferenz; sie wird den Studierenden
rechtzeitig mitgeteilt.“

7. § 20 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Der Begriff „Anforderungen“ in Art. 52
Abs. 2 Satz 1 BayEUG bezieht sich auf den
Umfang sowie auf die selbstständige und richtige
Anwendung der Kenntnisse, Fähigkeiten und
Fertigkeiten sowie auf die Art der Darstellung.“

8. In § 27 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „Vorrü-
ckungsfächern“ durch das Wort „Pflichtfächern“
ersetzt.

9. In § 41 Abs. 2 Satz 3 werden nach dem Wort
„April“ ein Komma und die Worte „bei ver-
kürztem Berufspraktikum keinesfalls vor dem 
1. Januar,“ eingefügt.

10. In § 46 Abs. 2 werden die Worte „das Staats-
ministerium“ durch die Worte „die Schulauf-
sichtsbehörde“ ersetzt.

11. In § 47 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „Neben-
amtlich oder nebenberuflich tätige“ durch die
Worte „Mit weniger als der Hälfte der Unter-
richtspflichtzeit beschäftigte“ ersetzt.

12. In § 51 Abs. 3 werden die Worte „nebenamtlichen
und nebenberuflichen“ durch die Worte „mit
weniger als der Hälfte der Unterrichtspflichtzeit
beschäftigten“ und die Worte „hauptamtlichen
und hauptberuflichen“ durch die Worte „mit
mindestens der Hälfte der Unterrichtspflichtzeit
beschäftigten“ ersetzt.

13. § 53 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort „zuge-
lassener“ die Worte „oder gemäß Art. 51 Abs. 1
Satz 3 BayEUG nicht zulassungspflichtiger“
eingefügt.

b) In Abs. 2 Satz 3 werden die Worte „hauptamt-

2236–9–1–3–UK

Neunte Verordnung
zur Änderung der

Fachakademieordnung Sozialpädagogik

Vom 23. Juli 2007
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liche oder hauptberufliche“ durch die Worte
„mit mindestens der Hälfte der Unterrichts-
pflichtzeit beschäftigte“ ersetzt.

14. Anlage 1 wird wie folgt geändert:

a) Das Wort „Modul“ wird jeweils durch die
Worte „mit flexiblen Angeboten“ ersetzt.

b) Fußnote 1 erhält folgende Fassung:

„1)Unterrichtswochenstunden mit flexiblen
Angeboten sind Stundenanteile, die inhaltlich
(verschiedene Lehrplanangebote zur Auswahl)
disponibel für die Fachakademien sind.“

15. Anlage 2 wird wie folgt geändert:

a) Nr. 2 wird wie folgt geändert:

aa) Nr. 2.1 erhält folgende Fassung:

„2.1 Kindertageseinrichtungen nach Art. 2
Abs. 1 des Bayerischen Kinderbil-
dungs- und -betreuungsgesetzes
(BayKiBiG), die die Fördervoraus-
setzungen nach Art. 19 BayKiBiG
erfüllen,“

bb) Nr. 2.2 wird aufgehoben.

cc) Die bisherige Nr. 2.3 wird Nr. 2.2 und
erhält folgende Fassung:

„2.2 Heime, die eine Betriebserlaubnis
nach § 45 des Achten Buchs Sozial-
gesetzbuch (SGB VIII) besitzen oder
dieser nach § 45 Abs. 1 Satz 2 SGB
VIII nicht bedürfen; als Heime kom-
men für die Ableistung des Prak-
tikums in Frage:

2.2.1 Tagesstätten für Kinder mit heil-
und sonderpädagogischem Förder-
bedarf,

2.2.2 Heime für Kinder bis zur Beendi-
gung der Vollzeitschulpflicht,

2.2.3 Heime für schulentlassene Minder-
jährige und junge Volljährige, z. B.
Jugendwohnheime,

2.2.4 Heime bei Förderschulen,

2.2.5 Erholungs- und Kurheime,

2.2.6 Einrichtungen der Jugendarbeit,

2.2.7 Schülerheime und Tagesheimschu-
len, die nach den Bestimmungen des
Bayerischen Gesetzes über das Er-
ziehungs- und Unterrichtswesen
der Schulaufsicht unterliegen.“

b) In Nr. 4 werden die Worte „Art. 13 BayKiG“
durch die Worte „Art. 30 Satz 1 Nr. 2
BayKiBiG in Verbindung mit § 16 Abs. 2 und 5
der Verordnung zur Ausführung des Bayeri-
schen Kinderbildungs- und -betreuungs-
gesetzes (AVBayKiBiG)“ ersetzt.

16. Anlage 3 wird wie folgt geändert:

a) Nr. 4 Satz 3 wird aufgehoben.

b) In Nr. 5.1 erhält der erste Spiegelstrich
folgende Fassung:

„– Dem Unterricht an der Fachakademie ist
folgende Stundentafel zugrunde zu legen:

Pflichtfächer Wochenstunden

1. Jahr 2. Jahr

Pädagogik und
Psychologie 2 3

Deutsch und 
Kommunikation 1 1

Englisch – 1

Recht und Verwaltung 0,5 0,5

Musische Gestaltung 
und Bewegungs-
erziehung1) 2) 2 2

Naturwissenschaft und 
Gesundheit 0,5 0,5

Religionspädagogik  
und ethische Erziehung 0,5 0,5

Praxis- und 
Methodenlehre3) 1,5 1,5

Summe 8 10

1) Davon je eine Stunde Musikerziehung, Kunsterzie-
hung/Werken, Bewegungserziehung (Sporterzie-
hung/Rhythmik)

2) 1 Unterrichtswochenstunde mit flexiblen Angeboten
3) 0,5 Unterrichtswochenstunden mit flexiblen Ange-

boten

Unterrichtswochenstunden mit flexiblen
Angeboten sind Stundenanteile, die so-
wohl inhaltlich (verschiedene Lehr-
planangebote zur Auswahl) als auch
hinsichtlich der Zuordnung zum Semi-
narjahr disponibel für die Fachakade-
mien sind. Die Wochenstundenanzahl
pro Jahr bleibt davon unberührt.“

c) In Nr. 6 wird das Wort „Abschnitt“ durch das
Wort „Nr.“ ersetzt.

d) Nr. 8.1 wird wie folgt geändert:

aa) Der bisher einzige Satz wird Satz 1.

bb) Es wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Für die Zahl der Leistungsnachweise wer-
den Fächer mit 0,5 und mit 1,5 Wochen-
stunden wie einstündige Fächer behan-
delt.“



e) Nr. 10.1.4 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 2 erhält folgende Fassung:

„Die schriftliche Prüfung erstreckt sich
auf den gesamten Unterrichtsstoff der
Fächer

– Deutsch und Kommunikation
(Bearbeitungszeit 90 Minuten)

– Pädagogik und Psychologie
(Bearbeitungszeit 90 Minuten).“

bb) Es werden folgender neuer Satz 5 und fol-
gende Sätze 6 bis 8 eingefügt: 

„Im Fach Deutsch und Kommunikation
findet eine verpflichtende mündliche Prü-
fung als Gruppenprüfung mit vier bis
sechs Prüflingen nach Maßgabe näherer
Bestimmungen des Staatsministeriums
statt. Die mündliche Prüfung erstreckt
sich auf den gesamten Unterrichtsstoff des
Fachs. Die Prüfungszeit soll im Allge-
meinen 5 Minuten je Prüfling betragen.
Über Verlauf, wesentlichen Inhalt und
Ergebnis der mündlichen Prüfung ist eine
Niederschrift anzufertigen.“

cc) Der bisherige Satz 5 wird Satz 9. 

dd) Es wird folgender Satz 10 angefügt:

„Im Fach Deutsch und Kommunikation
findet eine mündliche Prüfung nach § 42
Abs. 4 bis 6 BFSOHwKiSo nicht statt.“

f) In Nr. 11 wird die Zahl „19“ durch die Zahl
„26“ ersetzt.

§ 2

1Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Au-
gust 2007 in Kraft. 2Abweichend von Satz 1 tritt § 1
Nr. 16 Buchst. b für das erste Jahr des Sozialpäda-
gogischen Seminars mit Wirkung vom 1. September
2006 in Kraft.

München, den 23. Juli 2007

Bayerisches Staatsministerium
für Unterricht und Kultus

Siegfried  S c h n e i d e r ,  Staatsminister
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Es erlassen auf Grund von:

1. § 7 Abs. 1 Satz 1, § 43 Abs. 2 Sätze 3 und 4 des Berufs-
bildungsgesetzes (BBiG) vom 23. März 2005 (BGBl I
S. 931), zuletzt geändert durch Art. 232 der Verord-
nung vom 31. Oktober 2006 (BGBl I S. 2407), und 
§ 27a Abs. 1 Satz 1, § 36 Abs. 2 Sätze 3 und 4 des
Gesetzes zur Ordnung des Handwerks (Handwerks-
ordnung) in der Fassung der Bekanntmachung vom
24. September 1998 (BGBl I S. 3074; 2006 I S. 2095),
zuletzt geändert durch Art. 146 der Verordnung vom
31. Oktober 2006 (BGBl I S. 2407), in Verbindung
mit § 7 Nrn. 2 und 3 der Verordnung über die
Zuständigkeit zum Erlass von Rechtsverordnungen
(Delegationsverordnung – DelV) vom 15. Juni 2004
(GVBl S. 239, BayRS 103–2–S), zuletzt geändert
durch Verordnung vom 6. März 2007 (GVBl S. 213), 

das Bayerische Staatsministerium für Arbeit und So-
zialordnung, Familie und Frauen im Einvernehmen
mit den Bayerischen Staatsministerien für Unterricht
und Kultus, für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und
Technologie sowie den nach Art. 1 Abs. 1 des Gesetzes
zur Ausführung des Berufsbildungsgesetzes (AGBBiG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Septem-
ber 1993 (GVBl S. 754, BayRS 800–21–1–A), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 24. Juni 2005 (GVBl S. 197),
für die Berufsbildung zuständigen Bayerischen Staats-
ministerien,

2. § 1 der Verordnung über die Bestimmung der zu-
ständigen Stelle für die Durchführung der Prüfung
zum anerkannten Abschluss Geprüfte Fachkraft
zur Arbeits- und Berufsförderung in Werkstätten
für behinderte Menschen vom 24. Juni 2002 (BGBl I 
S. 2281)

das Bayerische Staatsministerium für Arbeit und
Sozialordnung, Familie und Frauen,

3. § 73 Abs. 2 des Berufsbildungsgesetzes (BBiG) vom
23. März 2005 (BGBl I S. 931), zuletzt geändert
durch Art. 232 der Verordnung vom 31. Oktober
2006 (BGBl I S. 2407), und Art. 2 Abs. 1 und 3, Art. 5
Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes zur Ausführung des
Berufsbildungsgesetzes (AGBBiG) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 29. September 1993
(GVBl S. 754, BayRS 800–21–1–A), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 24. Juni 2005 (GVBl S. 197),

die Bayerischen Staatsministerien für Arbeit und
Sozialordnung, Familie und Frauen, des Innern, der
Justiz, für Wissenschaft, Forschung und Kunst, für
Unterricht und Kultus, der Finanzen, für Wirtschaft,
Infrastruktur, Verkehr und Technologie sowie für Um-
welt, Gesundheit und Verbraucherschutz 

folgende Verordnung:

Erster Teil

Anrechnung beruflicher Vorbildung
auf die Ausbildungszeit

§ 1

(1) Die Anrechnung des Besuchs eines schulischen
Berufsgrundbildungsjahrs setzt voraus, dass 

1. der Bildungsgang an einer öffentlichen Berufsschu-
le besucht wurde, 

2. der Bildungsgang im Vollzeitunterricht (Berufs-
grundschuljahr) durchgeführt wurde und 

3. der Bildungsgang erfolgreich absolviert wurde.

(2) Das Berufsgrundschuljahr wird im Umfang von
einem Jahr auf die Ausbildungszeit angerechnet.

(3) Die Anrechnung erfolgt im einschlägigen Aus-
bildungsberuf gemäß der Verordnung zur beruflichen
Grundbildung in Bayern vom 17. Mai 1991 (GVBl 
S. 153, BayRS 2236–2–3–1–UK), zuletzt geändert durch
Verordnung vom 17. Dezember 2004 (GVBl S. 584). 

(4) Die Abs. 1 bis 3 gelten entsprechend für die
Anrechnung eines Besuchs einer öffentlichen oder
staatlich genehmigten Berufsschule zur sonderpäda-
gogischen Förderung, wenn nach den Lehrplänen der
allgemeinen Berufsschule unterrichtet wird.

§ 2

(1) Die Anrechnung des Besuchs einer Berufsfach-
schule setzt voraus, dass

1. eine öffentliche oder staatlich genehmigte Berufs-
fachschule besucht wurde und 

2. der Besuch erfolgreich war.

(2) Der Besuch einer einjährigen Berufsfachschule
und einer einjährigen Berufsfachschule in Wirtschafts-
kooperation wird bei Vorliegen eines gemeinsamen
Antrags von Auszubildendem und Ausbildendem im
Umfang von einem Jahr verpflichtend auf die Ausbil-
dungszeit in anerkannten Ausbildungsberufen ent-
sprechender Fachrichtung angerechnet. 

(3) Der Besuch einer zweistufigen Wirtschafts-
schule wird im Umfang von einem Jahr auf die Aus-
bildungszeit in anerkannten Ausbildungsberufen der
gewerblichen Wirtschaft, Fachrichtung Wirtschaft,
angerechnet.

800–21–21–A

Verordnung
zur Umsetzung des

Berufsbildungsgesetzes und der Handwerksordnung
(BBiGHwOV)

Vom 24. Juli 2007



(4) Der Besuch einer dreistufigen oder vierstufigen
Wirtschaftsschule wird im Umfang von einem halben
Jahr auf die Ausbildungszeit in anerkannten Aus-
bildungsberufen der gewerblichen Wirtschaft, Fach-
richtung Wirtschaft, angerechnet.

(5) Der einjährige oder zweijährige Besuch einer
öffentlichen oder staatlich genehmigten Berufsfach-
schule nach § 3 Abs. 1 wird bei einem Wechsel in die
duale Berufsausbildung im entsprechenden Beruf mit
einem Jahr oder zwei Jahren angerechnet. 

(6) Die Abs. 1 bis 4 gelten entsprechend für die An-
rechnung eines Besuchs einer öffentlichen oder staat-
lich genehmigten Berufsfachschule zur sonderpädago-
gischen Förderung, wenn nach den Lehrplänen der
allgemeinen Berufsfachschulen unterrichtet wird.

Zweiter Teil

Zulassung von Schülern von Berufsfachschulen
zur Abschlussprüfung in

anerkannten Ausbildungsberufen

§ 3

(1) Die in Spalte 1 genannten öffentlichen oder
staatlich genehmigten Berufsfachschulen erfüllen die
Voraussetzungen des § 43 Abs. 2 Sätze 1 und 2 BBiG für
die in Spalte 2 genannten Berufe: 

Berufsfachschule Ausbildungsberuf

1. Berufsfachschule für Modenäher/Modenäherin
Bekleidung/für die Modeschneider/Mode- 
Bekleidungsindustrie schneiderin

2. Berufsfachschule für Kaufmann/Kauffrau
Büroberufe für Bürokommunikation

3. Berufsfachschule für Bürokaufmann/Büro-
Büroberufe für kauffrau
Blinde und Informatikkaufmann/In-
hochgradig Seh- formatikkauffrau
behinderte Kaufmann/Kauffrau 

für Bürokommunikation

4. Berufsfachschule für Glas- und Porzellan-
Glas maler/Glas- und

Porzellanmalerin

5. Berufsfachschule für Hauswirtschafter/Haus-
Hauswirtschaft wirtschafterin

6. Berufsfachschule für Fachinformatiker/Fach-
informations- und informatikerin
telekommunikations- Informatikkaufmann/In-
technische Berufe formatikkauffrau

7. Berufsfachschule für Zupfinstrumenten-
Zupfinstrumenten- macher/Zupfinstrumen-
macher tenmacherin.

(2) 1Die Berufsabschlussprüfung als Modenäher/Mo-
denäherin und als Hauswirtschafter/Hauswirtschaf-
terin bei Schülern der Berufsfachschule für Hauswirt-
schaft der Wahlpflichtfächergruppe III erfolgt gegen
Ende des zweiten Schuljahres, im Übrigen erfolgt die
Abschlussprüfung gegen Ende des dritten Schuljahres.
2Die Zulassung setzt voraus, dass der Schüler oder die
Schülerin im Zwischenzeugnis der betreffenden Jahr-
gangsstufe Noten erzielt hat, mit denen er oder sie
vorrücken dürfte.

Dritter Teil

Übertragung von Aufgaben nach dem Gesetz
zur Ausführung des

Berufsbildungsgesetzes

Abschnitt 1

Allgemeine Vorschriften

§ 4

Für die Berufsbildung im öffentlichen Dienst wer-
den die Aufgaben der Staatsministerien des Innern,
der Justiz, für Wissenschaft, Forschung und Kunst, für
Unterricht und Kultus, der Finanzen, für Wirtschaft,
Infrastruktur, Verkehr und Technologie, für Arbeit und
Sozialordnung, Familie und Frauen sowie für Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz als zuständiger
Stelle oder zuständiger Behörde nach dem Berufsbil-
dungsgesetz in dem durch die §§ 5 bis 14 dieser Verord-
nung bestimmten Umfang auf die jeweils genannten
Stellen übertragen.

§ 5

Der Regelung unterliegen

1. bei der Berufsbildung in den Ausbildungsberufen
des öffentlichen Dienstes (§ 73 Abs. 2 BBiG)

a) die Überwachung der persönlichen und fachli-
chen Eignung des Ausbildenden und des Ausbil-
ders sowie der Eignung der Ausbildungsstätte 
(§ 32 BBiG),

b) die Untersagung des Einstellens und Ausbildens
durch die zuständige Behörde (§ 33 BBiG),

c) die Abkürzung und die Verlängerung der Ausbil-
dungszeit (§ 8 Abs. 1 und 2 BBiG),

d) die Einrichtung und Führung des Verzeichnisses
der Berufsausbildungsverhältnisse (§ 34 BBiG),

e) die Errichtung von Prüfungsausschüssen für die
Zwischen- und Abschlussprüfung und die Beru-
fung der Mitglieder (§§ 39 und 40 Abs. 3, § 48 
Abs. 1 Satz 2 BBiG),

f) die Zulassung zur Abschlussprüfung (§§ 43, 44
BBiG),

g) der Erlass einer Prüfungsordnung für die Ab-
schlussprüfung (§ 47 BBiG),

h) der Erlass ergänzender Bestimmungen (§ 9 BBiG),

i) die Überwachung der Berufsausbildung und die
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Bestellung von Ausbildungsberatern (§ 76 Abs. 1
BBiG),

j) die Durchführung von Prüfungen zum Nachweis
von Kenntnissen und Fähigkeiten, die durch be-
rufliche Fortbildung erworben worden sind (§ 54
BBiG),

k) die Durchführung von Prüfungen zum Nachweis
von Kenntnissen und Fähigkeiten, die durch
berufliche Umschulung erworben worden sind,
sowie die Überwachung der Umschulung (§§ 59,
62 Abs. 3 und 4 BBiG),

l) die Errichtung eines Berufsbildungsausschusses
(§ 77 BBiG),

m)die Wahrnehmung der Zuständigkeiten nach der
Ausbilder-Eignungsverordnung vom 16. Februar
1999 (BGBl I S. 157, 700), geändert durch Verord-
nung vom 28. Mai 2003 (BGBl I S. 783),

2. die Berufung der Mitglieder und stellvertretenden
Mitglieder der Berufsbildungsausschüsse (§ 77 Abs. 2
und 5, § 80 BBiG; Art. 6 des Gesetzes zur Ergänzung
und Ausführung des Gesetzes zur vorläufigen Rege-
lung des Rechts der Industrie- und Handelskam-
mern (AGIHKG) – BayRS 701–1–W).

Abschnitt 2

Aufgaben des Staatsministeriums des Innern

§ 6

Für die Berufsbildung im Ausbildungsberuf Straßen-
wärter/Straßenwärterin sind zuständig

1. für die Aufgaben nach § 5 Nr. 1 Buchst. a bis c und i
die Regierungen für die Berufsbildung bei den nach-
geordneten Behörden, die Autobahndirektionen für
die Berufsbildung in ihrem Bereich und die Rechts-
aufsichtsbehörden für die Berufsbildung im kom-
munalen Bereich,

2. für die Aufgaben nach § 5 Nr. 1 Buchst. d die
Autobahndirektion Nordbayern,

3. für die Aufgaben nach § 5 Nr. 1 Buchst. l und m die
Bayerische Verwaltungsschule,

4. für die Aufgaben nach § 5 Nr. 1 Buchst. f und h die
ausbildenden Stellen.

§ 7

Für die Berufsausbildung und berufliche Umschu-
lung zum/zur Fachangestellten für Bäderbetriebe und
für die berufliche Fortbildung zum Geprüften Meis-
ter/zur Geprüften Meisterin für Bäderbetriebe ist für
die Aufgaben nach § 5 Nrn. 1 und 2 die Bayerische Ver-
waltungsschule zuständig.

§ 8

1Für die Berufsbildung in den anderen Ausbil-
dungsberufen des öffentlichen Dienstes sind zuständig

1. für die Aufgaben nach § 5 Nr. 1 Buchst. a bis c und i
die Rechtsaufsichtsbehörden,

2. für die Aufgaben nach § 5 Nr. 1 Buchst. f und h die
ausbildenden Stellen,

3. für die Aufgaben nach § 5 Nr. 1 Buchst. l und m die
Bayerische Verwaltungsschule.

2§§ 13 und 14 bleiben unberührt.

§ 9

Für die Berufsbildung im Bereich der Sparkassen ist
der Sparkassenverband Bayern zuständig.

Abschnitt 3

Aufgaben des Staatsministeriums der Justiz

§ 10

Die Präsidenten der Oberlandesgerichte in Mün-
chen, Nürnberg und Bamberg sind zuständig zur Beru-
fung der Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder
der Berufsbildungsausschüsse der in ihrem Bezirk
gebildeten Rechtsanwaltskammern sowie der Mitglie-
der und stellvertretenden Mitglieder der Unteraus-
schüsse der Berufsbildungsausschüsse (§ 5 Nr. 2).

Abschnitt 4

Aufgaben des Staatsministeriums der Finanzen

§ 11

Für den Ausbildungsberuf Vermessungstechni-
ker/Vermessungstechnikerin ist für die Aufgaben nach
§ 5 Nrn. 1 und 2 mit Ausnahme der Zuständigkeiten
nach § 5 Nr. 1 Buchst. b und g das Landesamt für
Vermessung und Geoinformation zuständig.

Abschnitt 5

Aufgaben des Staatsministeriums für
Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie

§ 12

(1) Für die Berufsausbildung sind zuständig

1. im Bereich der Kreishandwerkerschaften und der
Handwerksinnungen die Handwerkskammern für
die Aufgaben nach § 5 Nr. 1,

2. im Bereich der Handwerkskammern die Hand-
werkskammern für die Aufgaben nach § 5 Nr. 1
Buchst. c bis h und j bis m und

3. im Bereich der Industrie- und Handelskammern die
Industrie- und Handelskammern für die Aufgaben
nach § 5 Nr. 1 Buchst. c bis h und j bis m.

(2) Für die Berufung der Mitglieder und stellvertre-
tenden Mitglieder der Berufsbildungsausschüsse und
der Unterausschüsse (§ 77 Abs. 2 und 5 BBiG) ist die
Regierung zuständig, in deren Bezirk die Industrie-
und Handelskammer ihren Sitz hat.



(3) 1Für die Berufung der Lehrer an berufsbildenden
Schulen als Mitglieder und stellvertretende Mitglieder
der Berufsbildungsausschüsse und der Unteraus-
schüsse im Handwerk (§ 77 Abs. 2 und 5, § 80 Satz 2
BBiG und § 43 Abs. 2 und 5, § 44b Satz 2 der Hand-
werksordnung) ist die Regierung zuständig, in deren
Bezirk die Handwerkskammer ihren Sitz hat. 2Für den
Kammerbezirk der Handwerkskammer Niederbay-
ern-Oberpfalz ist die Regierung der Oberpfalz
zuständig, die das Einvernehmen mit der Regierung
von Niederbayern herzustellen hat.

Abschnitt 6

Aufgaben der Staatsministerien
des Innern,

der Finanzen,
für Wissenschaft, Forschung und Kunst,

für Unterricht und Kultus,
für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie,
für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen

sowie für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz

§ 13

Für die Berufsbildung in den Ausbildungsberufen
Verwaltungsfachangestellter/Verwaltungsfachange-
stellte und Fachangestellter/Fachangestellte für Büro-
kommunikation ist für die Aufgaben nach § 5 Nr. 1 die
Bayerische Verwaltungsschule zuständig.

Abschnitt 7

Aufgaben der Staatsministerien des Innern
sowie für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz

§ 14

Für die Berufsbildung in den Ausbildungsberufen

1. Fachkraft für Wasserversorgungstechnik,

2. Fachkraft für Abwassertechnik,

3. Fachkraft für Kreislauf- und Abfallwirtschaft,

4. Fachkraft für Rohr-, Kanal- und Industrieservice

im Bereich des öffentlichen Dienstes ist für die Auf-
gaben nach § 5 Nr. 1 die Bayerische Verwaltungs-
schule zuständig.

Vierter Teil

Aufgaben des Staatsministeriums für
Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen

§ 15

Zuständige Stelle im Sinn des § 1 der Verordnung
über die Bestimmung der zuständigen Stelle für die
Durchführung der Prüfung zum anerkannten Ab-
schluss Geprüfte Fachkraft zur Arbeits- und Berufs-
förderung in Werkstätten für behinderte Menschen ist
das Zentrum Bayern Familie und Soziales.

Fünfter Teil

Schlussvorschriften

§ 16

(1) Diese Verordnung tritt am 1. September 2007 in
Kraft.

(2) Mit Ablauf des 31. August 2007 tritt die Verord-
nung über die Übertragung von Aufgaben nach dem
Gesetz zur Ausführung des Berufsbildungsgesetzes
(AÜVBBiG) vom 19. März 1996 (GVBl S. 168, BayRS
800–21–21–A), zuletzt geändert durch Verordnung vom
14. Dezember 2005 (GVBl S. 704) außer Kraft.

München, den 24. Juli 2007

Bayerisches Staatsministerium des Innern

Dr. Günther  B e c k s t e i n ,  Staatsminister

Bayerisches Staatsministerium der Justiz

Dr. Beate  M e r k ,  Staatsministerin

Bayerisches Staatsministerium 
für Wissenschaft, Forschung und Kunst

Dr. Thomas  G o p p e l ,  Staatsminister

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus

Siegfried  S c h n e i d e r ,  Staatsminister

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen

Prof. Dr. Kurt  F a l t l h a u s e r ,  Staatsminister

Bayerisches Staatsministerium
für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie

Erwin  H u b e r ,  Staatsminister

Bayerisches Staatsministerium
für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz

Dr. Werner  S c h n a p p a u f ,  Staatsminister

Bayerisches Staatsministerium 
für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen

Christa  S t e w e n s ,  Staatsministerin
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Auf Grund des § 4 Abs. 2 des Gesetzes zur Änderung
des Bayerischen Naturschutzgesetzes und des Bayeri-
schen Wassergesetzes vom 10. Juli 1998 (GVBl S. 403)
erlässt das Bayerische Staatsministerium für Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz folgende Verord-
nung:

§ 1

Die Verordnung über den „Naturpark Augsburg 
– Westliche Wälder“ vom 22. August 1988 (GVBl 
S. 299, BayRS 791–5–9–UG) wird aufgehoben. 

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 2007 in
Kraft.

München, den 1. August 2007

Bayerisches Staatsministerium
für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz

Dr. Werner  S c h n a p p a u f ,  Staatsminister

791–5–9–UG

Verordnung
zur Aufhebung der Verordnung

über den „Naturpark Augsburg – Westliche Wälder“

Vom 1. August 2007
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Auf Grund von Art. 28 Abs. 1 des Bayerischen
Lehrerbildungsgesetzes (BayLBG) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 12. Dezember 1995 (GVBl 1996
S. 16, BayRS 2238–1–UK), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 24. Juli 2007 (GVBl S. 536), in Verbindung mit
Art. 19 Abs. 2 des Bayerischen Beamtengesetzes
(BayBG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
27. August 1998 (GVBl S. 702, BayRS 2030–1–1–F), zu-
letzt geändert durch Art. 15 Abs. 2 des Gesetzes vom 
9. Juli 2007 (GVBl S. 442), erlässt das Bayerische
Staatsministerium für Unterricht und Kultus im Ein-
vernehmen mit dem Bayerischen Staatsministerium
der Finanzen und dem Landespersonalausschuss fol-
gende Verordnung:

§ 1

Änderung der Zulassungs- und Ausbildungsordnung
für das Lehramt an Realschulen

§ 19 der Zulassungs- und Ausbildungsordnung für
das Lehramt an Realschulen (ZALR) vom 31. August
1995 (GVBl S. 682, BayRS 2038–3–4–5–1–UK), zuletzt
geändert durch Verordnung vom 4. August 2003
(GVBl S. 577), wird wie folgt geändert:

1. In Satz 1 wird die Zahl „5“ durch die Zahl „6“
ersetzt.

2. In Satz 2 wird die Zahl „16“ durch die Zahl „17“
ersetzt.

§ 2

Änderung der Zulassungs- und Ausbildungsordnung
für das Lehramt an Gymnasien

In § 21 Satz 2 und in § 22 Abs. 2 Satz 2 der

Zulassungs- und Ausbildungsordnung für das 
Lehramt an Gymnasien (ZALG) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 29. September 1992 (GVBl 
S. 477, BayRS 2038–3–4–6–1–UK), zuletzt geändert
durch Verordnung vom 4. August 2003 (GVBl S. 582),
wird die Zahl „16“ jeweils durch die Zahl „17“
ersetzt.

§ 3

Änderung der Zulassungs- und Ausbildungsordnung
für das Lehramt an beruflichen Schulen

In § 19 Satz 2 der Zulassungs- und Ausbildungs-
ordnung für das Lehramt an beruflichen Schulen
(ZALB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
29. September 1992 (GVBl S. 487, BayRS
2038–3–4–7–1–UK), zuletzt geändert durch Verord-
nung vom 4. August 2003 (GVBl S. 587), wird die
Zahl „16“ durch die Zahl „17“ ersetzt.

§ 4

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. September 2007 in
Kraft.

München, den 3. August 2007

Bayerisches Staatsministerium
für Unterricht und Kultus

Siegfried  S c h n e i d e r ,  Staatsminister

2038–3–4–5–1–UK ,  2038–3–4–6–1–UK ,  2038–3–4–7–1–UK

Verordnung
zur Änderung der 

Zulassungs- und Ausbildungsordnungen
für die Lehrämter an Realschulen, Gymnasien und beruflichen Schulen

Vom 3. August 2007
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2210–1–1–WFK

Berichtigung

In der Einleitungsformel des Gesetzes zur Ände-
rung des Bayerischen Hochschulgesetzes vom 24. Juli
2007 (GVBl S. 532) sind die Worte „geändert durch 
Art. 12 Abs. 1 des Gesetzes vom 9. Mai 2007 (GVBl 
S. 320) durch die Worte „zuletzt geändert durch Art. 15
Abs. 3 des Gesetzes vom 9. Juli 2007 (GVBl S. 442)“ zu
ersetzen.

München, den 7. August 2007

Der Leiter der Bayerischen Staatskanzlei

Eberhard  S i n n e r ,  Staatsminister

2234–2–UK

Berichtigung

§ 53 der Schulordnung für die Realschulen (Real-
schulordnung – RSO) vom 18. Juli 2007 (GVBl S. 458,
BayRS 2234-2-UK) wird wie folgt berichtigt:

1. In Abs. 5 ist dem Satz 1 die Satzbezeichnung „1“
und dem Satz 2 die Satzbezeichnung „2“ voranzu-
stellen.

2. Im letzten Absatz muss die Absatzbezeichnung an-
stelle von „(7)“ richtig „(6)“ lauten.

München, den 6. August 2007

Bayerisches Staatsministerium
für Unterricht und Kultus

Herbert  P ü l s ,  Leitender Ministerialrat
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